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Folgende Schreiben/Stellungnahmen sind in dieser Datei enthalten: 
 
 
Behörde/sonst. TöB 
 

(Schreiben 
vom:) 

wesentliche Inhalte 

Amt für Jugend und Soziales 19.05.2014 
08.09.2015 
09.09.2015 

• Zustimmung zum Umfang und Detaillierungsgrad 
der Umweltprüfung,  

• Notwendigkeit der Vorhaltung von Gemeinbedarfs-
fläche und der Schaffung von barrierefreiem Wohn-
raum 

Amt für Raumordnung und Landes-
planung 

12.05.2014 
10.08.2015 

Neuausweisung Wohnbauflächen notwendig für Deckung 
des Wohnbauflächenbedarfs der HRO 
Innenverdichtung entspricht Ziel der Raumordnung 
Übereinstimmung mit Leitlinien zur Siedlungsentwicklung 
des Entwicklungsrahmens Stadt-Umland-Raum Rostock 
Keine Hinweise zum Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung und zum Umweltbericht 

Bergamt Stralsund 05.08.2014  
01.09.2015 
29.05.2017 

Hinweis auf Lage innerhalb Bergbauberechtigung „Erlaubnis 
‚Geothermiefeld Rostock’ zur Aufsuchung des bergfreien 
Bodenschatzes Erdwärme“ 
2017 Information über Rücknahme der o.g. Bergbauberech-
tigung 

Brandschutz- und Rettungsamt,  23.04.2014 
20.08.2015 

Anforderungen, die sich ergeben aus der Sicherstellung der 
Löschwasserversorgung und des 2. Rettungsweges über 
Leitern der Feuerwehr: 
- Zugänglichkeit zu Grundstücken einschließlich Zufahrten 
sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für Fahrzeuge der 
Feuerwehr auch in Hinblick auf Baumbewuchs 
- Hinweis zur Ausrichtung der Fenster und der geforderten 
Fuß- und Radwegausrichtung zur Sicherstellung des zwei-
ten Rettungsweges 
- Hinweis zur Bewertung der Warnow als Löschwasserent-
nahmestelle als negativ 
- Hinweis auf minimale Feuerwehrschließungspollerverbau-
ung 
 

Landesamt für Gesundheit und 
Soziales M-V, Abteilung 5 

21.08.2015 Hinweise  zur etwaigen  
 Vorankündigung von Bauvorhaben,  
 Altlasten,  
 Kontaminierenden Bereichen,  
 Kampfmittel- und Asbestbelastungen 

Staatliches Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Mittleres Mecklenburg  
 

14.05.2014 Hinweis auf mögliche Schallemissionen durch angrenzende 
gewerbliche Anlagen, insbesondere das Blockheizkraftwerk 
für Klärgas, Anlagen der EURAWASSER Nord GmbH, Be-
reiche des Fischereihafens 

15.09.2015 Durchführungsrelevante Hinweise zu etwaigen Altlasten und 
zum Bodenschutz 
Bemängelung der Unterlagen zum Immissionsschutz (Be-
gründung, Gutachten) insbesondere in Bezug auf Schalle-
missionen TAMSEN MARITIM GmbH, ZinkPower Rostock 
GmbH (+Geruchsemissionen) mit Empfehlungen zur Gut-
achtenüberarbeitung  
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Amt für Stadtgrün, Naturschutz und 
Landschaftspflege 

22.05.2014  
06.02.2015 
18.02.2015 
 

- Hinweis auf Ergänzung des GOP und der Notwendigkeit 
der Erstellung des Umweltberichts und der Ergänzung von 
Aussagen zur Grünordnung, zur Eingriffsbilanzierung, zu 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (innerhalb und außer-
halb des Plangebietes) einschließlich Zuordnung letzterer 
sowie zum Artenschutz 
- Forderung zur Grünordnung (u. a. bedarfsgerechten Spiel-

flächen) zum Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ein-
schließlich Hinweisen zu letzteren (insbesondere Kom-
pensationsmaßnahmen von Fledermausquartieren) 

- Forderungen in Bezug auf Übereinstimmung von Plan-
zeichnung und Grünordnungsplan (GOP), Festsetzungen 
sowie Artenschutzgutachten 

- Hinweis auf genaue Erarbeitung von Kompensationsmaß-
nahmen von Fledermausquartieren 

- Forderungen zur Bestandserfassung im erweiterten Wald-
gebiet Brutvögel und Fledermäuse, Baumbewertung, Kos-
tenschätzung) 

- Hinweis auf  
• Ergänzung der Planzeichenerklärung 
• gute Pflanzqualität und geeignete Pflanzen 
• zur Anlegung von Baumpflanzstreifen  

Anlage Plan externe Ausgleichsmaßnahmen 
Anlage Prüfprotokoll Bauleitplanungen 
 

24.08.2015 

 Forderung LED für Straßenbeleuchtung  
 Forderungen zur Baumersatzfestsetzungen 
 Forderung Abschluss Folgekostenvertrag zur Sicherung 

der Ausgleichsmaßnahmen vor Satzungsbeschluss 

21.10.2016 

 Forderungen zu Festsetzungen Baumerhaltungsgebot 
und Waldumwandlungsfläche in  der Planzeichnung 

 Forderungen zum Text Teil B (Steilufer, Pflanzabstand)  
 Anpassungsforderung GOP/B-Plan in Bezug auf Ein-

griff-/Ausgleichsbilanz 
 Forderung Abschluss Folgekostenvertrag zur Sicherung 

der Ausgleichsmaßnahmen vor Satzungsbeschluss 
Amt für Umweltschutz 25.09.2012 - mögliches Gutachten zur Berücksichtigung der kommuna-

len Klimaschutzbelange/energetisches Bauen  
- Hinweis, dass Gebiet außerhalb des Fernwärmenetzes 

liegt 
01.09.2015 In Bezug auf SN des BUND Hinweis auf umweltschonende 

Methode der HRO zur Glättebeseitigung  
14.09.2015  Hinweise zur Lärmpegelfestsetzungen,  

 Empfehlung städtebaulicher Vertrag zur Asphaltierung 
Klaus-Groth-Straße 

Beschreibung der Situation und Bewertung der Auswirkun-
gen von Festsetzungsmöglichkeiten in Bezug auf das 
Schutzgut Luft 

11.02.2016 Stellungnahme zur Stellungnahme des StALU MM vom 
15.09.2015 zu das Schutzgut Luft (Emittenten THAMSEN 
MARITIM GmbH, ZinkPower GmbH und RFH GmbH) 
 

07.03.2016 Stellungnahme zu verschiedenen Stellungnahmen aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung in Bezug auf 

 Geräuschbelästigung (aufgrund zunehmenden 
Straßenverkehrs in Gehlsdorf, aufgrund zukünfti-
gen Verkehrs auf der Planstraße A) 

 Beschränkte Einfriedungshöhe in Bezug auf eige-
nen Schallschutz 

 Verkehr der Planstraße A 
 Geplante Erweiterung eines Gewerbebetriebes 
 Konflikt mit Gewerbestandorten am westlichen 

Warnowufer und deren Entwicklung sowie Annah-
men für Gewerbelärm in schalltechnischer Unter-
suchung 

 B-Plan Ehemaliger Schlachthof 
 1 dB(A) Überschreitung durch Gewerbelärm 
 Seehafenumschlag 
 Schallausbreitung über Wasser 
 Annahmen in schalltechnischer Untersuchung – 
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Wetterlage sowie Höhenverhältnisse , Hanglage 
und Ufernähe des geplanten B-Plan-Gebietes 

 Weitere Festsetzungen zum Immissionsschutz so-
wie aktive und passive Schallschutzmaßnahmen 

 Rostocker Fracht- und Fischereihafenemissionen 
 Entwicklung der Gewerbestandorte 
 Klare Darstellung  der gewerblichen Lärmeinwir-

kung 
 Emissionen der nördlich liegenden Werft 
 Emissionen der ZinkPowerGmbH 
 Immissionen durch Überseehafen 
 Etwaige Ausweisung als Gemengelage 
 Emissionsquellen der (geplanten Zentra-

le)Kläranlage Bramow 
21.07.2016 Stellungnahme zu verschiedenen Stellungnahmen aus der 

Öffentlichkeitsbeteiligung in Bezug auf 
 Geräuschbelästigung (aufgrund zunehmenden 

Straßenverkehrs in Gehlsdorf, aufgrund zukünftigen 
Verkehrs auf der Planstraße A) 

 zu Verkehrsdaten,  
 zum Konflikt mit Gewerbestandorten am westlichen 

Warnowufer und deren Entwicklung sowie Annahmen 
für Gewerbelärm in schalltechnischer Untersuchung,  

 zum Bebauungsplan „Ehemaliger Schlachthof“,  
 zur 1 dB (A) Überschreitung durch Gewerbelärm,  
 zum Seehafenumschlag,  
 zur Schallausbreitung auf dem Wasser zu weiteren 

Festsetzungen zum Immissionsschutz sowie zu aktiven 
und passiven Schallschutzmaßnahmen,  

 
14.10.2016 Auswertung 1. Ergänzung zur Schalltechnischen Untersu-

chung (916SST024) mit Darlegung von Konflik-
ten/Hinweisen, Empfehlungen/Bewertungen in Bezug auf 
den Verkehrs- und Parkplatzlärm mit Festsetzungsvorschlä-
gen 

24.10.2016  Hinweise zum Text Teil B (Durchführungsrelevanz) und zur 
Begründung (erfolgte Umweltberichtsänderung) überwie-
gend in Bezug auf Schallschutz(maßnahmen)) 

Industrie- und Handelskammer zu 
Rostock 

11.09.2015 Insbesondere Forderung der ausführlicheren und sorgfälti-
geren Behandlung der Problematik Gewerbelärm in Bezug 
auf das Blockheizkraftwerk der EURAWASSER GmbH und  
des Fischereihafens 

Warnow-Wasser- und Abwasserver-
band 

15.05.2014 Hinweis für Freihaltung einer Leitungstrasse zum Bau einer 
weiteren Druckrohrverbindung zur Förderung des Schmutz-
wassers zur Kläranlage Rostock-Bramow 

Landesamt für Kultur und Denkmal-
pflege Mecklenburg-Vorpommern 

15.04.2014 Hinweis auf bestehende Bodendenkmale, den Umgang bei 
Entdeckung und dadurch entstehende Bauverzögerungen 

10.09.2015 Belange der Bau- und Bodendenkmalpflege sind berück-
sichtigt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landesforst Mecklenburg-
Vorpommern Forstamt Billenhagen 

07.05.2014 
(Email) 

Gesprächsbedarfsanmeldung zur in Aussicht gestellten 
Waldumwandlung wegen fehlender genauer Flächenanga-
ben 

19.08.2015 Bezugnahme auf  
 Antrag vom 17.09.2014, präzisiert Stand März 

2015 auf Waldumwandlung  
 Stellungnahme des Amtes für Stadtgrün NL vom 

17.09.2014 
 Waldumwandlungserklärung vom 10.12.2014 

Dahingehende Anpassung der Waldumwandlungserklärung 
mit  

 Aufzählung der von der Waldbilanz anteilig be-
troffenen Flurstücke,  

 Bedingung zu Ersatz und Ausgleich 
Rückewege und Polterplätze ausreichend abgesichert 
Waldabstand und Flächen, die von jeglicher Bebauung frei 
zu halten sind – Forderungen sind eingehalten 
Weitere Bedingungen, Auflagen und Hinweise bleiben be-
stehen 

02.09.2015 Strittige Grundstückszufahrt kein Wald  
17.10.2016 Bezugnahme auf  
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 Antrag vom 17.09.2014, präzisiert Stand März 
2015 auf Waldumwandlung  

 Stellungnahme des Amtes für Stadtgrün NL vom 
17.09.2014 

 Waldumwandlungserklärung vom 10.12.2014, An-
passung 19.08.2015 

vorerst keine Bedenken zur Waldumwandlung , Ergänzung 
der Waldumwandlungserklärung in einigen relevanten Be-
langen unter Bezugnahme aus das Schreiben des Amtes für 
Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft vom 
30.09.2016: 
 Waldumwandlung: insgesamt 1,04 ha in Anspruch 

genommenen Fläche -> Notwendigkeit der exakten 
Waldbilanz mit genauer Größenordnung Waldumwand-
lungs- und Kompensationsflächen: notwendige Ersatz-
aufforstungsfläche: 1,78ha (Fläche in Bentwisch aus-
reichend) 

 Waldabstand, Flächen die von jeglicher Bebauung frei 
zu halten sind 

 Waldbewirtschaftung 
 Zwingende Notwendigkeit einer allgemeinen UVP-

Vorprüfung aufgrund Kommulationswirkung mit Wald-
umwandlung für B-Plan Nordufer Gehlsdorf 

Staatliches Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Mittleres Mecklenburg 

19.05.2014 Notwendigkeit einer Schalltechnischen Untersuchung we-
gen 
• nördlich in einer Entfernung von 300 m liegender 

nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
genehmigter Anlage zur Herstellung und Reparatur 
von Schiffskörpern und –sektionen 

• westlich liegendem Blockheizkraftwerk für Klärgas 
und verschiedene Anlagen des Fischereihafens 

Notwendigkeit der Einholung der Stellungnahme (SN) der 
HRO für ggf. vorhanden Altlastverdachtsflächen 

Durchführungsrelevante Hinweise in Bezug auf etwaige 
Belastungen des potentiellen Baugrunds sowie zum Bo-
denschutz 

Amt für Kultur und Denkmalpflege, 
Bereiche Denkmalpfle-
ge/Bodendenkmalpflege 

19.05.2015 
(Email) 

Zustimmung zum Umfang und Detaillierungsgrad der Um-
weltprüfung 

Keine bekannten Bodendenkmale im Gebiet 
Stadtforstamt  20.05.2014 

(Email) 
Hinweise zur Waldumwandlung und zu vorhandenen Wege-
führung im Wald 

09.09.2015 Hinweis auf Ende der Erstaufforstungsgenehmigung für 
Bentwisch am 30.04.2016 

Wasser- und Bodenverband Untere 
Warnow/Küste 

22.04.2015 
(Email) 

Keine Gewässer II. Ordnung im Gebiet, keine Betroffenheit 

BUND Rostock 28.04.2015 
21.08.2015 

- Hinweis auf bevorzugte innerstädtische Lückenbebauung 
- umwelt- und naturschutzfachliche Anforderungen bei Bo-

den- und Grundwasserschutz, Klimaschutz (Dach- und 
Fassadenbegrünung, Straßenbeleuchtung, Ruhender 
Verkehr), Biotop- und Artenschutz (Fledermäuse, Baum-
arten, -fällregelungen, Wildblumenmischung) beachten 

EURAWASSER Aufbereitungs- und 
Entsorgungs- GmbH Rostock 

21.05.2014 Hinweise und Anregungen zu 
• Trinkwasserversorgung 
• Löschwasser 
• Niederschlagswasser 
• Schmutzwasser 
• Schutzstreifen für Abwasserdruckrohrleitung DN 

800 Stahl und geplante parallele Druckrohrleitung 
• Hinweis SN des Warnow-Wasser- und Abwasser-

verbandes (WWAV) vom 15.05.2015 
• Vertragliche Regelungsnotwendigkeit eines Er-

schließungsvertrages zwischen Erschließungsträ-
ger, HRO, WWAV und EURAWASSER Nord 
GmbH 

• Grünordnung/Grünausgleich (Leitungstrassenfrei-
haltung) 

• Anlage Bestandpläne 
EURAWASSER Nord GmbH 08.09.2015 Verweis auf Gültigkeit o.g. SN vom 21.05.2015 Hinweisen 

auf bestehende Trinkwasserleitung 
 DN 100 im bestehenden Gehwegbereich 
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 DN 150 im geplanten Erstaufforstungsbereich 
Bentwisch 

 DN 200 auf Ausgleichsmaßnahmefläche am Dier-
kower Hang 

, mit Empfehlung zur südlichen Anordnung Abwasserpump-
werk und mit Anlage zu Bestands- und Abwasserplänen  

Stadtwerke Rostock AG 
 

26.11.2014 
26.08.2015 

- Auskunft zu Leitungsbeständen Strom, Gas, Straßenbe-
leuchtung, Lichtsignalanlagen des Tief- und Hafenbauam-
tes der HRO 

- Fehlmeldung für Leitungsbestand Fernwärme der Stadt-
werke Rostock AG, Informationskabel der Stadtwerke 
Rostock AG und des Hauptverwaltungsamtes der HRO.  

sowie Ausführungen zur Notwendigkeit der Neuherstellung 
insbesondere der Stromversorgung 

- Durchführungsrelevante Hinweise 
Warnow-Wasser- und Abwasserver-
band 

15.05.2014 Einwände bezüglich der Ausweisung der mit Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechten zu belastenden Flächen für die öffentli-
che Abwasserentsorgung im Bereich des Baufeldes WA6 
und westlich davon wegen der Nichtüberbaubarkeit der 
vorhandenen Abwasserdruckrohrleitung (DN800 Stahl) 
einschließlich Notwendigkeit von Freihaltetrassen für eine 
weitere geplante parallel verlaufende Druckrohrleitung 

21.08.2015 Forderung der Realisierung eines direkten Ablaufs in die 
Warnow zur Niederschlagswasserentsorgung 

09.09.2015 Befürchtung von Konfliktpotenzial zwischen geplantem 
Wohnen und geplanter Zentraler Kläranlage Bramow so-
wie gewerblicher Nutzung am westlich gegenüber liegen-
den Warnowufer 

Landesanglerverband Mecklenburg-
Vorpommern e.V. 

13.04.2015 - Hinweis auf landseitige Ausgleichsmaßnahmen in Natur 
und Umwelt  

Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald (SDW) 

03.05.2015 - Empfehlung für Begrünung mit Obstbäumen oder heimi-
schen Bäumen 
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Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15.WA178 der Hansestadt 
Rostock Wohngebiet „Obere Warnowkante“ 
 
 
 
Träger öffentlicher Belange/Gemeinde: 
50 Amt für Jugend und Soziales 
St.-Georg-Straße 109 
18055 Rostock 
 
 
Stellungnahme vom: 19.05.2014 
 
1.) Für Gemeinbedarfsfläche besteht kein akuter Bedarf! Gemeinbedarfsflächen 
können nicht ohne konkreten Nutzungszweck im Bebauungsplan festgesetzt wer-
den:  Da die Stadt zudem gehalten ist, so viel wie möglich Wohnungsbauflächen 
zu entwickeln, besteht keine Veranlassung der Ausweisung einer Gemeinbedarfs-
fläche, solange kein konkreter Bedarf begründet wird bzw. vorliegt.  

2.) Da Stadt Eigentümerin der Fläche, besteht kein Erfordernis die Schaffung bar-
rierefreien Wohnraums nicht über B-Plan zu regeln sondern kann über Verträge 
mit Grundstückserwerbern erfolgen. 

 

 

 







 

 

 

Nr. 1 
 
Bebauungsplan Nr. 15.WA178 der Hansestadt Rostock  
Wohngebiet „Obere Warnowkante“ 
 
 
 
Träger öffentlicher Belange/Gemeinde: 
Amt für Raumordnung und Landesplanung REGION ROSTOCK 
Erich-Schlesinger-Str. 35 
18059 Rostock 
 
Stellungnahme vom: 12.05.2014 
 

 

Anregungen und Bedenken wurden nicht vorgetragen. 

 
 



 

 

 

Nr. 1 
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Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15.WA178 der Hansestadt 
Rostock Wohngebiet „Obere Warnowkante“ 
 
 
 
Träger öffentlicher Belange/Gemeinde: 
Bergamt Stralsund 
Frankendamm 17 
18439 Stralsund  
 
Stellungnahme vom: 08.05.2014 
 

 

 

 

 

Auswirkungen des Vorhabens auf die Erlaubnis werden derzeit nicht gesehen.  

Ein Durchführungsrelevanter Hinweis, dass sich das Plangebiet innerhalb 
der Bergbauberechtigung „Erlaubnis „Geothermiefeld Rostock“ zur Aufsu-
chung des bergfreien Bodenschatzes „Erdwärme“ befindet und sich der 
Vorhabenträger sich an die e.contract GmbH Co. KG wenden muss, wird in 
die Begründung aufgenommen.  

 
 





Von:  "Marion Kohlen" <m.kohlen@ba.mv-regierung.de> 
An: <Duerten.Schoelens@rostock.de> 
CC: "Alexander Kattner" <a.kattner@ba.mv-regierung.de>, "Hanjo Polzin" <h.polzin@ba.mv-regierung.de> 
Datum:  29.05.2017 09:22 
Betreff:  Re: Fw: Bergbaurechtliche Genehmigung "Geothermiefeld Rostock" - erbitte kurzfristige Rückmeldu 
 
Sehr geehrte Frau Schölens, 
 
 
Herr Polzin hat Ihre E-Mail zur Beantwortung Ihrer Frage an mich weitergeleitet. 
 
 
Die Erlaubnisse Geothermiepark Rostock Südstadt und Geothermiefeld Rostock sind, wie bereits im beigefügten Schreiben angedeutet, mit 
Ablauf des 31.01.2017 ausgelaufen, d.h. existieren seitdem keine bergbaulichen Rechte für den Bereich des unten genannten B-Plan-Entwurfes, 
welche zu berücksichtigen wären. 
 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
Glückauf 
Marion Kohlen 
 
 
Montag, 29.05.2017 
 
Bergamt Stralsund 
Frankendamm 17 
18439 Stralsund 
Fon:      +49 3831 6121 43 
Fax:      +49 3831 6121 12 
eMail:    m.kohlen@ba.mv-regierung.de 
Homepage: www.bergamt-mv.de 
 
 
 
 
 
Original Message processed by david®   
Bergbaurechtliche Genehmigung "Geothermiefeld Rostock" - erbitte kurzfristige Rückmeldung zum H (23-Mai-2017 16:21) 
From:   Dürten Schölens 
To:h.polzin@ba.mv-regierung.de 
 
 
 
Tiefengeothermie im Bereich der Hansestadt Rostock  
 
  
Sehr geehrter Herr Polzin, 
 
  
bitte geben Sie uns kurzfristig zur Korrektheit des  Hinweises F im Textteil B des anliegenden B-Plan-Entwurfes (Raum Rostock Gehlsdorf) eine 
Rückmeldung,  denn lt. des anliegenden Schreibens Ihres Amtes vom 29.03.2017 an den Oberbürgermeister der Hansestadt Rostock soll die 
Genehmigung abgelaufen sein. 
Herzlichen  Dank im Voraus. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
i. A. Dürten Schölens 
Dipl.-Ing. Städtebau  
Sachgebietsleiterin 
 
 
Hansestadt Rostock 
Der Oberbürgermeister 
Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft 
Abteilung Stadtentwicklung und Wirtschaft 
Sachgebiet Stadtentwicklungsplanung und Flächennutzungsplanung 
Neuer Markt 3, Zi. 229 
18055 Rostock 
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Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15.WA178 der Hansestadt 
Rostock Wohngebiet „Obere Warnowkante“ 
 
 
 
Träger öffentlicher Belange/Gemeinde: 
37.51 Brandschutz und Rettungsamt 
Erich-Schlesinger-Straße 35 
18059 Rostock 
 
Stellungnahme vom: 23.04.2014 
 
 
 
 
 
 
 

1.1.) Geht nur bei Mitbenutzung des Gehwegs, ansonsten Fahrbahnvergrößerung 
von 5,0 auf 6,0 m erforderlich. Sachverhalt wird unter Durchführungsrelevante 
Hinweise dargestellt. 

1.2) Anforderungen im Bereich des B-Plans erfüllt! 

 

 

1.3) In Begründung wird darauf verweisen, dass angrenzende Fläche zum 
Wenden provisorisch befestigt wird und bei späterer B-Planerweiterung ei-
ne entsprechende Festsetzung erfolgt. 

 

 

 

1.4) Begründung wird um Benennung nebenstehender Anforderung er-
gänzt. 
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1.5) Hinweis auf Ringschluss wird unter 3.7.2 der Begründung aufgenom-
men, ebenso Anforderungen zur Löschwasserbereitstellung! 

 

 

 

2.1) Nebenstehende Hinweise nicht B-Planrelevant! 

 

 

 

 

 

2.2) Anforderung ist erfüllt! In Begründung wird um kurze entsprechende Er-
läuterung ergänzt! 

 

2.3) Löschwasserbereitstellung erfolgt entsprechend alleinig über Hydranten des 
TW-Netzes; eine entsprechende Dimensionierung ist vorzunehmen. Sachverhalt 
wird in Begründung ergänzend dargestellt! 

 

2.4) Begründung wird um nebenstehenden Hinweis ergänzt. 
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Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15.WA178 der Hansestadt 
Rostock Wohngebiet „Obere Warnowkante“ 
 

 
 

Träger öffentlicher Belange/Gemeinde: 
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt MM  
Erich-Schlesinger-Straße 35 
18059 Rostock 
 
Stellungnahme vom: 19.05.2014 
 

Abs. 2) Laut Schallgutachten ist die Tamsen Maritim GmbH das BHKW Eurawas-
ser und die weiter aufgeführten BImSch-pflichtigen Anlagen im Bereich des Fi-
schereihafens mit in der Begutachtung berücksichtigt worden, im Ergebnis beste-
hen hier keine planungserheblichen Belastungen. Im Rahmen der Ergänzung 
der Begründung um den Belang Immissionsschutz wird vorstehender 
Sachverhalt berücksichtigt. 

Schall allgemein:  

Verkehr Pressentinstraße: Überschreitung Pressentinstraße: +8/+9; allerdings 
durch B-Plan lediglich +1 verursacht, damit keine wahrnehmbare Verschlechte-
rung! Beschränkung auf 30 km/h bringt nur- 1dB(A), unverhältnismäßig, daher 
wird auf passiven Schallschutz gegangen. 

Festsetzung  Lärmpegelbereiche III und IV laut Gutachten; in Begründung 
ausführen, dass Festsetzungen nur für Vorhaben nach §29 BauGB gelten 
und Gebäude unter Bestandsschutz einschließlich Sanierung und Repara-
turen sowie geringfügigen vom Bestandsschutz gedeckten Änderungen 
und Erweiterungen ausgenommen sind. Temporeduzierung wird im Rah-
men des B-Plans nicht weiter verfolgt. 

Verkehr Klaus Groth Str.: zusätzlicher Verkehr führt zu +2-+6 dB(A).  

Pflaster wird durch Asphalt ersetzt (Ergebnis Abstimmung mit Denkmal-
pflege steht noch aus!); Kosten übernimmt   Vorhabenträger der Neubebau-
ung. Regelung in Städtebaulichem Vertrag; entsprechend keine Erweiterung 
des Geltungsbereichs erforderlich. In Begründung wird Sachverhalt darge-
stellt. 

Gewerbe, Parkplatz an Planstraße B:  1 dB(A), Spitzenpegel 3dB(A). 

10 Stellplätze auf nördlicher Straßenseite werden der Kleingartenanlage zu-
geordnet und entsprechend festgesetzt, die restlichen als öffentliche Stell-
plätze. 

 



 

 

 

Nr. 11 
Freizeitlärm Yachtclub: Immissionsrechtlich relevante Feiern nur max. 11 mal im 
Jahr; werden als seltenes Ereignis eingestuft. Zu den Bootsreparaturen wird gut-
achterlich geprüft, ob bei den durch die Vereinsmitglieder zum Einsatz kommen-
den kleineren Schleifgeräten die Lärmbelastung in einem Rahmen bleiben, wel-
cher Lärmschutzmaßnahmen nicht erfordert (Ergebnis Gutachten abwarten!) An-
sonsten Entscheidung der Stadt, ob 

- Schallschutzwand (entsprechend gutachterlichem Ergebnis, vorrausichtlich 4 
m) 

- oder Lärmschutzfestsetzungen an Gebäuden (u. a. keine zu öffnenden Fens-
ter an schallzugewandten Fassaden) 

Im Rahmen des zur Verlängerung anstehenden Erbpachtvertrags mit dem Verein 
werden schuldrechtliche Vereinbarungen getroffen, um unverträgliche Lärmbeein-
trächtigungen für die östlich davon gelegenen Baugebiete (WA 1.3-1.6) auszu-
schließen. Details können überarbeitetem Schallimmissionsgutachten (bei Vorlie-
gen) entnommen werden. 

In Begründung werden vorstehende Sachverhalte bzw. Maßnahmen erläu-
tert.  

In Mail von Frau Dimke 19.12.2014 aufgeworfene Fragen abklären (Feste als sel-
tenes Ereignis werden in Frage gestellt, Verlegung Planstraße A vorgeschlagen, 
dann können wir Fertigstellung Entwurf bis 20.01.2015 abhacken)!!! 

Abs. 4) Stellungnahme HRO wurde eingeholt! 

Abs. 5 u. 6) Hinweise beziehen sich auf nachfolgende Planungs- und Umset-
zungsschritte, für B-Plan unbeachtlich! 

 

Rückfragen TÜV: 

- Anforderungen an die unter 7.3 Nr. 2 vorgeschlagenen schallgedämmten Lüf-
tungseinrichtungen? 

- Was ist mit maßgeblicher Lärmquelle gemeint? 

 











































Von: Amt 67       Rostock, 06.02.15, 18.02.15 
        Sachbearb.:Frau Müller  
An:   Amt 61       Tel.. – 8513/ Fax.: 8591 
        Margit.Mueller@rostock.de 
        Gz.: 67.11-03 
 
B-Plan Nr. 11.W.178 „Obere Warnowkante“  
Stand 19.01.2015 
  
Zu dem mit Ihrer Mail vom 28.01.2015 zugesandten B-Plan geben folgende Stellungnahme ab:  
 
Planzeichnung 
 
Spielplatz  
Über den Spielplatz verläuft eine vorhandene und vorzuhaltende Schmutzwassertrasse mit Düker über 
die Warnow zum Klärwerk Bramow. Bei Beibehaltung der Vorhaltetrasse an dieser Stelle kann die 
Fläche nicht als Spielplatz genutzt werden und muss an anderer Stelle ausgewiesen werden. Es wird 
vorgeschlagen, die Trasse  im Bereich des Parkplatzes einzuordnen.  
Anmerkung: lt. Info vom 03.02.2015 ist Verlagerung Spielplatz im zentralen Bereich des Wohngebiets 
geplant! Hierzu wurde seitens unseres Amtes ein Vorschlag unterbreitet (sh. Anlage).  
Begründung z.T.aktualisieren, da Standortveränderung S.25 
Zweckbestimmung der öffentlichen Grünfläche am Wald und des öffentlichen Grüns um den 
Spielplatz Vorschlag Spielplatz Schutz- und Abstandsgrün, Am Wald: noch zu bestimmen,   
Das Ö am Spielplatz außerhalb der Perlenschnur setzen und nur das Eimerchen in die 
Perlenschnurfläche  
 
Lärmschutzwand 4m Höhe am Yachtclub 
Auf die Lärmschutzwand sollte möglichst verzichtet werden. Wenn die Errichtung der Wand 
unvermeidbar ist, sollte sie zum Schutz der Eichenreihe zurückgesetzt werden oder zu mindestens 
innerhalb des 2,50m breiten Streifens auf die Innenkante gesetzt werden.  
Anmerkung: lt. Info vom 03.02.2015 wird auf die Lärmschutzwand verzichtet! 
 
Textliche Festsetzungen  
 
Artenschutz (Festsetzung 3.9) Die Abnahme der artenschutzrechtlichen Auseinandersetzungen 
erfolgte mit Prüfprotokoll vom 28.01.2015. Entsprechend der im Prüfprotokoll unter Punkt 6 
aufgeführten Hinweise, sind Korrekturen in der Festsetzung des B- Plan vorzunehmen.  
 

2 Stück Schwegler- Nisthöhlen 2GR (statt 1B) …. für Meisen … 
2 Stück Schwegler- Nisthöhlen 3 SV ( statt 3S)… für Stare… 
2 Stück Spechthöhlen 1 SH oder gleichwertig (statt handelsübliche Holznistkästen d innen= 
14cm) 

Diese Nisthöhlen sind aufgrund des Katzen- und Marderschutzes, die Spechthöhlen aufgrund der 
längeren Haltbarkeit (Holzbeton) zu verwenden.  
 
Die Kästen sind in einer Höhe von mindestens 3,5m (statt 2,5m) anzubringen.  
 
Maßnahmen zu Bauzeitenregelungen gem. Prüfprotokoll sind als Festsetzungen im B- Plan zu 
übernehmen.  
 
Für die Straßenbeleuchtung sind zum Schutz von Insekten Natriumdampflampen einzusetzen und 
im Text Teil B festzusetzen. Weißes Licht  wie z.B. bei LED Lampen beeinflussen die Aktionsräume 
für Fledermäuse (sh. Pkt. 6 Prüfprotokoll).  
 
Die Bezeichnung der Artenschutzmaßnahme M 1 ist dem Titel zuzuordnen und nicht dem letzten  
Satz (Abstimmung mit der Forstbehörde).  

 
Die Änderungen sind auch in der Begründung zum B-Plan, in den grünordnerischen Maßnahmen des 
GOP und im Erläuterungsbericht des GOP vorzunehmen.  
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 P1 (Festsetzung 3.11) Die Anzahl der Bäume, die innerhalb der öffentlichen Grünfläche, 
Zweckbestimmung Spielplatz gepflanzt werden sollen, sollte vorgegeben werden, da wegen einer 
gewünschten Beschattung auch mehr Bäume, als 1 Baum je 300m² sinnvoll sein könnten. Sie können 
als Ausgleichsbäume angerechnet werden.   
 
Pflanzliste 1 (Festsetzung 3.12) Die Liste ist um die Baumart Holzapfel (Malus sylvestris) gem. GOP 
Stand Januar 2015 zu ergänzen.  
 
Entwicklungspflege (Festsetzung 3.10.4) Die auf die grünordnerischen Maßnahmen 
bezugnehmende Numerierung (Nr.1 und 2) läuft ins Leere. Sie muss sich auf die textlichen 
Festsetzungen des B- Plans zur Grünordnung beziehen.  
 
Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs des B-Plans  
(Festsetzung 3.13) Externe Maßnahmen können nicht festgesetzt werden, da Festsetzungen nur 
innerhalb des Plangebiets getroffen werden können. Die Maßnahme E 1 sowie die noch festzulegende 
externe Maßnahme für das Defizit 16.957m ²KFAE sind unter dem Titel Hinweise aufzuführen und im 
Einzelnen zu beschreiben.  
Sie werden in der Zuordnungsfestsetzung den Eingriffsflächen zugeordnet und erhalten dadurch ihre 
Verbindlichkeit. Hinweis D und O zusammenlegen  
 
Das bestehende Defizit ist durch die im Anhang im Plan gekennzeichnete Maßnahme zu 
kompensieren. Hier sind  am Dierkower Hang auf der mit blauer Umrandung gekennzeichneten 
Fläche bzw. Teilfläche (Flächengröße im Ergebnis der Bilanzierung) standortfremde, nicht heimische 
Gehölze zu roden, eine extensive Mähwiese mit Erhalt und evtl. Neupflanzung von einzelnen 
Obstgehölzen anzulegen.  
Die Fläche befindet sich in der Gemarkung Flurbezirk VI, Flur 1, Flurstück 892/27.  
Die Entwicklungspflege ist gem. Kostenerstattungssatzung der HRO für einen Zeitraum von 20 Jahren 
zu berücksichtigen.Ergänzende Beschreibung der Maßnahme, Festlegung der Flächengröße im 
Ergebnis der Bilanzierung, Kostenschätzung, Präzisierung Lageplan   
Begründung ergänzen S.84 
 
Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen  
Die Zuordnung der Maßnahmen ist getrennt nach baubedingten und erschließungsbedingten Eingriff 
zu erstellen. Die Zuordnung sollte sinnvoll für die Umsetzbarkeit sein.  
So sind die erschließungsbedingten Eingriffe (Verkehrsflächen, öffentliche Grünfläche, 
Entsorgungsanlagen) als Eingriffsfläche zusammenzufassen und gesammelt die Ausgleichsflächen 
zuzuordnen. Aufgrund des Zusammenhangs in der Umsetzung sollten die Baumpflanzungen im 
Plangebiet komplett dem Erschließungseingriff zugeordnet werden, wodurch sich der Anteil an 
Ersatzaufforstungsflächen reduziert und dem WA 1 und WA 2 zuzuordnen ist.  
Bei den Ersatzaufforstungsflächen ist die reale Fläche und nicht das Kompensationsflächenäquivalent 
zu benennen zzgl. eines Verteilungsmaßstabs pro reale Fläche.   
auch in der Begründung zum B-Plan korrigieren  
 
B-Plan Begründung  
 
Bilanzierung  
  
In den Waldflächen sind Kompensationsmaßnahmen festgesetzt, die dem Nordufer Gehlsdorf 
zugeordnet sind. Da für die Flächen der neue B- Plan gilt, ist Kompensation nicht geregelt. Sie sind in 
den B-Plan zu übernehmen.  
 
Die Ergebnisse der Bilanz sind entsprechend dem Grünordnungsplan Stand Januar 2015 zu 
aktualisieren. Danach entfällt der flächige Ausgleich im Plangebiet mit einem  KFAE 1504m², da die 
Bewertung der anzurechnenden Bäume nach Baumschutzsatzung der HRO bzw. 
Baumschutzkompensationserlass erfolgt (Korrektur  auch im Umweltbericht S.65 erforderlich). auf 
S.27 korrigieren 
 
Artenschutz 
 
Bei der Aussage (S.24)  „Ansonsten ist ein Ausnahmeantrag an die Untere Naturschutzbehörde zu 
stellen, welcher positiv beschieden werden muss.“ ist der  2. Halbsatz zu streichen. Er stellt einen 
unzulässigen Vorgriff  für Entscheidungen, die die  Behörde zu treffen hat, dar. auf S.28 
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Umweltbericht 
 

Für die Fledermäuse und Brutvögel erfolgten 2014 die Kartierung der Waldflächen sowie ergänzende 
Kartierungen im Plangebiet (April bis Juli 2014 Brutvögel, Juni bis August 2014, Fledermäuse, 
November 2014 Höhlungen). Die aktuellen Ergebnisse finden sich im Grünordnungsplan und 
Artenschutzfachbeitrag Stand Januar 2015 wieder. Der Umweltbericht ist dementsprechend zu 
aktualisieren.  
 
Ebenso sind die Ergebnisse der Bilanzierung (S.62) entsprechend dem Grünordnungsplan Stand  
Januar 2015 sowohl bezüglich der Flächengrößen als auch der Maßnahmen zu korrigieren.  
 
Für die Straßenbeleuchtung sollten zum Schutz der Fledermäuse Natriumdampflampen zum Einsatz 
kommen und entsprechende Korrekturen vorgenommen werden (sh.textl. Festsetzung Artenschutz). 
S.48 und 59 Begründung anpassen  
  
Umsetzung der Maßnahmen/ finanzielle Auswirkungen  
 
Bis zur Auslegung des B- Planes sind hierüber entsprechende Aussagen zu treffen. Die 
Kostenschätzung  (Beachte! Korrekturen zum Stand Januar 2015 erforderlich) gem. 
Grünordnungsplan ist als Bestandteil der Begründung zum  B- Plan  aufzunehmen.  
S.81Begründung – Kosten für Grün- und Grünausgleich fehlen komplett  
 
Dr. Ing. Stefan Neubauer  
 
Anlagen  
Prüfprotokoll  
Plan externe Ausgleichsmaßnahme  
Plan öffentliche Grünfläche mit Spielplatz  
 
Sonstige Anmerkungen  
 
alten Verlauf Planstr. A im Übergangsbereich zur Pressentinstr. beibehalten , Flächenankauf ist 
gering und private Fläche ist ohnehin schon durch Leitungstrasse vorbelastet  
Wenn nicht, dann Restfläche nicht als öffentliche Grünfläche ausweisen 
 
Nachrichtliche Übernahmen  
sollte entfallen, da Naturschutzausführungsgestz und Baumschutzsatzung auch so gelten 
Verweis gem. Hinweis B, dass für Baumfällungen ein Baumfällantrag zu stellen ist, reicht aus.  
 
Planzeichnerische Darstellung Bäume  
Unterscheidung zwischen Bäumen nach Baumschutzsatzung und § 18LNatSch M-V nicht 
beibehalten, Zuordnung wird sich mit Wachstum der Bäume ändern 
 
Begründung B- Plan 
 
S.79 Anpassung Flächenbilanz, durch zentralen Spielplatz Erhöhung Anteil öffentl. Grünflächen  
 
S. 26 Baumnaturdenkmale kommen im Gebiet nicht vor, ist zu streichen, dafür Beachtung § 18 
NatSchAG M-V (geschützte Bäume nach Landesrecht )  
 
S. 27 Die Qualität der Ersatzpflanzungen richtet sich nicht nur nach der Baumschutzsatzung 
der HRO sondern auch nach dem Baumschutzkompensationserlass (Satz ergänzen)  
 
S. 80 Aussagen zur Entschädigung Kleingärten präzisieren „etwaig zu prüfenden 
Bestandsschutzes der innerhalb der Parzellen vorhandenen baulichen Anlagen anzuwenden“ 
ersetzen durch „der rechtmäßig errichteten baulichen Anlagen innerhalb der Parzellen 
anzuwenden“ . 
 
Erläuterungen zum Text :  Schwarze Schrift = beachtet 
   Rote Schrift = nicht beachtet 
   Blaue Schrift= Ergänzende und neue Anmerkungen  
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 Rostock, den 14.09.2015 

Sachb.: 73.37-schu, Tel. - 7335 / FAX: 7373 
bianca.schuster@rostock.de 

Gz. 73.0 
 
 
 

von: 73 

 

 

an: 61 

 

 
Stellungnahme des Amtes für Umweltschutz zu B-Plan Nr. 15.WA.178 „Obere 
Warnowkante“  
Stand: TÖB-Beteiligung zum Entwurf 
 

Wir bitten, bei der weiteren Bearbeitung Folgendes zu berücksichtigen: 
 
B-Plan, Teil B 
1) In der Tabelle unter Punkt 3.15.1 können die Zeilen zu den LPB I und II gelöscht werden, 

da diese Lärmpegelbereiche nicht festgesetzt sind.  
2) Der unter Punkt 3.15.2 aufgeführte Verweis auf Punkt 5.5.1 ist fehlerhaft. Bitte korrigieren. 

 
B-Plan Begründung 
3)  Im Abschnitt 6.2 (Verträge) sollte, wie auf S.34 bereits geschrieben, der ergänzende 

städtebauliche Vertrag zur Asphaltierung der Klaus-Groth-Str. benannt werden.  
Formulierungsvorschlag: „Es wird in einem ergänzenden Städtebaulichen Vertrag mit dem 
Vorhabenträger verbindlich geregelt, dass dieser die Asphaltierung der Klaus-Groth-
Straße im Abschnitt von der Einmündung in die Pressentinstraße bis zur westlichen Ab-
grenzung der Einmündung der Planstraße A übernimmt.“  

4) redaktionelle Hinweise: 
Bitte folgende Absätze wie folgt ändern:  
S.33, 2.Absatz:  
So werden die Orientierungswerte nach DIN 18005 für Allgemeine Wohngebiete von 
55 dB(A) am Tag und von 45 dB(A) (für Verkehrslärm) zur Nachtzeit im Bereich der noch 
unbebauten Teilflächen überwiegend eingehalten. Eine Ausnahme stellt der IO17 dar, hier 
sind Überschreitungen von 1 dB(A) tags sowie 2 dB(A) nachts festzustellen. 
S.88, 4.Absatz:  
Im Bereich der Pressentinstraße sind die Orientierungs- und Grenzwerte ohne Umsetzung 
des Bebauungsplans bereits überschritten, dessen Realisierung wird zur einer Erhö-
hung von 1 dB(A) führen. 
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5) Aufgrund aktueller Einwohnerbeschwerden aus dem naheliegenden B-Plangebiet „Ehe-
maliger Marinestützpunkt Gehlsdorf“ empfehlen wir das Schutzgut Mensch / menschliche 
Gesundheit im Umweltbericht zur Begründung des B-Plans „Obere Warnowkante“ zu un-
tersetzen bzw. näher auf mögliche Emittenten nördlich und westlich des Bebauungsplan-
gebietes einzugehen. 
Folgend ein Formulierungsvorschlag für den Umweltbericht (siehe S. 45f). 

 
„Luft 
 
Beschreibung der Situation 
Aufgrund der Lage an der Warnow mit sehr guter Durchlüftung kann für die Beurteilung der 
Luftsituation im Plangebiet die Werte der ländlichen Hintergrundbelastung der Messstation 
Stuthof herangezogen und mit Hilfe des Luftschadstoff-Immissionskatasters des LUNG für 
NO2 und PM 10 aus dem Jahr 2006 verifiziert werden. 
 
Tabelle 1: Luftbelastung Stuthof  
Datenquelle Jahr NO2 

[µg/m³] 
Feinstaub PM 10 [µg/m³] Stickstoffmonoxid [µg/m³] 

LUNG Kataster 2006 18 22 - 
Stuthof 2013 11 16, 3 Überschreitungen des 

24h-MW von 50µg/m³ 
2 

 
Das Umweltqualitätszielkonzept enthält zum Schutz der Luftqualität als Zielwerte die aktuel-
len Grenzwerte der TA Luft, die spätestens bis 2010 zu erreichen waren und nur noch nach-
richtlich in der ersten Spalte untenstehender Tabelle mitgeführt werden. Seit 2011 gelten bei 
kommunalen Planungen im gesamten Stadtgebiet die vorsorgeorientierten Zielwerte für das 
Jahr 2015 als Bewertungsmaßstab, die die aktuellen Grenzwerte um 50 % unterschreiten. 
 
Tabelle 2: Zielwerte Luftqualität 
Zeithorizont Zielwerte 

2010 
Zielwerte 
2015 

Zielwerte 
2020 

Zeitintervall Empfindlichstes  
Schutzgut 

Partikel PM 10  40 20 < 20 Jahresmittel Mensch 
Stickstoffdioxid 40 20 < 20 Jahresmittel Mensch 
Stickoxide*) 30 15 < 15 Jahresmittel Vegetation 

*)   Stickoxide als Summe von Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid ausgedrückt als Stickstoffdioxid 

 
Im Zusammenhang mit den o.g. Werten der Luftbelastung ist zu ersehen, dass für die im 
UQZK aufgeführten Luftschadstoffe die Zielwerte der Luftqualität für das Jahr 2015 innerhalb 
des Bebauungsplangebietes im Jahr 2013 unterschritten werden (geringe Vorbelastung, Stu-
fe 1). 
Darüber hinaus sind bei der Feststellung der Vorbelastung weitere Faktoren zu berücksichti-
gen. Hier sind vor allem gewerbliche Anlagen nördlich und westlich des Bebauungsplange-
bietes zu nennen - die TAMSEN MARITIM GmbH, die Rostocker Fischereihafen (RFH) 
GmbH und die ZinkPower Rostock GmbH, die betriebsbedingt zu einer Beeinträchtigung des 
Plangebietes führen können. Die TAMSEN MARITIM GmbH betreibt Produktionsstätten zum 
Bau von glasfaserverstärkten Yachten - ca. 530 m in nördlicher Entfernung zum Plangebiet. 
Durch die schiffbaulichen Arbeiten können hier u.a. Stäube entstehen und in das Bebau-
ungsplangebiet einwirken. Laut Emissionsmessung vom 19.09.2012 werden die Emissions-
richtwerte für Staub und Gesamtkohlenstoff bei ordnungsgemäßem Betrieb eingehalten.  
Im Rostocker Fischereihafen, der sich ca. 1600 m nordwestlich des Geltungsbereiches des 
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B-Plans befindet, werden u.a. staubende Güter (Dünger, Kalk, Kaolin) umgeschlagen. Dabei 
soll sich die Umschlags- und Lagerkapazität zukünftig noch erhöhen sowie die Umschlagsar-
ten um weitere staubende Güter (Holzhackschnitzel, Kohle, Futterphoshate, Kalk, Feldspat, 
Streusalz, mineralische Baustoffe (Split), Getreide, Schrott) erweitert werden. Die ZinkPower 
Rostock GmbH betreibt in ihrer Anlage in Bramow zum Feuerverzinken ein Zinkbad mit einer 
Vorbehandlungsanlage (u.a. Entfetten, Entzinken, Spülen, Beizen, Fluxen, Trocknen) in ge-
schlossener Form. Hierbei werden Stäube und Luftschadstoffe (anorganische Chlorverbin-
dungen) freigesetzt. Laut Emissionsmessung vom 11.07.2013 werden die behördlich festge-
legten Emissionsgrenzwerte eingehalten. Die Anlage befindet sich ca. 940 m südwestlich 
des Bebauungsplangebietes.  
Unter der Berücksichtigung, dass die Zielwerte der Luftqualität für das Jahr 2015 unterschrit-
ten werden und für die o.g. Anlagen teilweise immissionsschutzrechtliche Genehmigungen 
vorliegen (für den Rostocker Fischereihafen wird das immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungsverfahren derzeit durchgeführt) und somit die Emissionswerte regelmäßig behördlich 
überwacht werden, besteht damit insgesamt für das Schutzgut Mensch im Zusammenhang 
mit der Luftqualität eine mittlere Empfindlichkeit / Vorbelastung, Stufe 2. 
 
Bewertung der Auswirkungen und Ableitung von Festsetzungsmöglichkeiten 
Mit der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes geht ein mittlerer Einfluss auf die Luft-
qualität einher, Stufe 2. 
Aufgrund der Entfernung der potenziellen Emissionsorte der Anlagen im Rostocker Fische-
reihafen und in Bramow (ZinkPower Rostock GmbH) können Auswirkungen durch Stäube 
und Luftschadstoffe auf das Plangebiet weitestgehend ausgeschlossen werden. Gemäß Ab-
standserlass („Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im 
Rahmen der Bauleitplanung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände“, 
RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - 
V-3 - 8804.25.1 vom 06.06.2007) wird hier das Dreifache des empfohlenen Schutzabstandes 
zur geplanten Wohnbebauung eingehalten. Auch durch den Betrieb der TAMSEN MARITIM 
GmbH entstehen voraussichtlich keine schädlichen Umweltauswirkungen. Dies kann zum 
einen durch die o.g. Entfernung begründet werden, zum anderen durch die Lage der Anlage 
nördlich der sich im Geltungsbereich des B-Plans befindlichen Waldfläche, die hier also als 
Puffer zum Plangebiet wirkt und Stäube und Luftschadstoffe filtert.  
  
Angesichts der mittleren Vorbelastung sind mit der Bebauungsplanung demnach mittlere 
Beeinträchtigungen der Luftqualität zu erwarten, Stufe 2. 
 
Die Auswirkungen werden als nicht erheblich im Sinne der Überwachungsvorschrift § 4c 
BauGB eingeschätzt.“ 
 
6) In diesem Zusammenhang ist auch Tabelle 20 (S. 78) anzupassen: 
 
Tabelle 20: Empfindlichkeit/Vorbelastung für das Schutzgut Mensch/Luft 
geringe Vorbelastung 
Stufe 1 

Zielwerte für das Jahr 2015 unterschritten  

mittlere Vorbelastung 
Stufe 2 

Zielwerte für das Jahr 2015 erreicht bzw. überschritten 

hohe Vorbelastung  
Stufe 3 

Grenzwerte TA Luft überschritten 

 
 
 
Dr. Brigitte Preuß 
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von: 73 Rostock, 17.01.2017 
Sachb.: 73.37-schu 
Tel.: -7335 /Fax: -7373 

an: 61 

e•"�l ·'d 
Ü -�. f �B. 2017 w1 • bianca.schuster@rostock.de - �.·. O.Z.02.. 1� Gz. 73.0

weilEl}."- 1 
leitet an 6 -f. 2 1 

�· . 1_G'f.2-1 
J�&.l'l.47-A) 0..A. '3 <..J; 1/ß.l.o.. 

-z.) J ccrhJ: '}O--:Nac- 4:-/�. 
8-Plan Nr. 15.WA.178 „Obere Warnowkante" ';:] öJ 0 ?e.� u,.-v

'3) �J. 
hier: Stellungnahme des Amtes für Umweltschutz zum Schreiben der Rechtsanwälte 

Rode, Schulz und Partner vom 01.12.2016 (  477/16 LA09 Ha; Fxxxxxxxxxx 

Folgend möchten wir uns zu den Aussagen des o.g. Schreibens äußern. 

zu g. Immissionsschutz 

zu 2g-aa 

Inwiefern durch die Ergänzungen und Neuerstellung der schalltechnischen Untersuchungen 

eine erneute Auslegung zu erfolgen hat, ist planungsrechtlich zu beurteilen. Änderungen mit 

Auswirkungen auf den Immissionspegel ergaben sich durch: 

Umwidmung des Parkplatz�s von privat auf öffentlich 

Betrachtung der angepassten Emissionen des RFH 

Berücksichtigung der Tätigkeiten auf den Freiflächen der Tamsen Werft 

Betrachtung der Geschwindigkeit auf Pressentinstraße (vön 40 km/h auf 50km/h) 

- Anpassung der planinduzierten Verkehrszahlen 

Betrachtung der Besonderheit bei Schallausbreitung über Wasser 

Zum B-Plan „obere Warnowkante" liegen folgende-schallte.f!mische Untersuchungen, 

erbracht durch den TÜV Nord, vor: 

- Schalltechnische Untersuchung für den Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 „Obere Warnow­

kante" der Hansestadt Rostock (914UBS058) vom 17.07.2014 

- 1. Ergänzung zur Schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 

„Obere Warnowkante" der Hansestadt Rostock vom 17.07.2014 (914UBS058_ 1) vom 

15.04.2015 
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- Schalltechnische Untersuchung für den Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 „Obere Warnow­

kante" der Hansestadt Rostock (916SST024) vom 31.08.2016 

- 1. Ergänzung zur Schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungsplan Nr. 15.WA 178 

„Obere Warnowkante" der Hansestadt Rostock vom 31.08.2016 (916SST024_1) vom 

19.10.2016 

zu 2g-bb 

Im Zuge der B-Planbearbeitung (Aufstellungsbeschluss Januar 2014) wurden mehrere 

schalltechnische Untersuchungen zum Plangebiet erforderlich, um die Inhalte der 

Untersuchungen an den aktuellen Planungsstand und die Umgebungssituation anzupassen. 

Die Inhalte der Begründung (Entwurfsstand 22.09.2016) beziehen sich auf die 

schalltechnischen Untersuchungen zum Plangebiet vom 17.07.2014, 15.04.2015 und 

31.08.2016. Auf Grundlage von geänderten planinduzierten Verkehrszahlen wurde die 

jüngste schalltechnische Untersuchung vom 19.10.2016 erstellt. 

Wie in der schalltechnischen Untersuchung vom 31.08.2016 ergeben sich auch in der 

schalltechnischen Untersuchung vom 19.10.2016 durch den Verkehr auf der Pressentin­

straße maximale Beurteilungspegel von 64 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht am 

Immissionsort 10 5 (Pressentinstraße 1 ). Diese Beurteilungspegel ergeben sich bereits aus 

der Bestandsituation (ohne B-Plangebiet). Lokal ergeben sich durch den planbezogenen 

Verkehr Erhöhungen der Beurteilungspegel von maximal 1 dB(A) tags und nachts. Der 

hohen Geräuschbeeinträchtigung durch den Verkehr auf der Pressentinstraße wird mit der 

Ausweisung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109 und den daran gebundenen 

Anforderungen des baulichen Schallschutzes (passiver Schallschutz) begegnet. Aktive 

Schallschutzmaßnahmen (wie z.B. Abstandsvergrößerung, Schallschutzwand) können 

aufgrund des geringen Abstands zwischen Pressentinstraße und bestehender Bebauung 

nicht umgesetzt werden. 

Zur Beurteilung der Geräuschbeeinträchtigung werden gemäß DIN 18005 (Schallschutz im 

Städtebau) i.V.m. Bundes-Immissionsschutzgesetz sogenannte Beurteilungspegel 

verwendet. Im Fall von Verkehrsgeräuschen wird dabei zwischen dem Tagzeitraum (6 - 22 

Uhr) und Nachtzeitraum (22 - 6 Uhr) unterschieden. Eine detaillierte Betrachtung bzw. 

Unterteilung in Abendstunden und Wochenende entspricht nicht den in der Bauleitplanung 

verwendeten Rechtsnormen. Es ist jedoch zu erwarten, dass in Zeiten des Schulbetriebs die 

prognostizierten Immissionen (Beurteilungspegel) im Tagzeitraum durch die Geschwindig­

keitsreduzierung von 6:30 - 17:00 Uhr reduziert werden. 
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Der Austausch der Straßendeckschicht wurde in der schalltechnischen Untersuchung nicht 

berücksichtigt. Die Aussage stellt lediglich eine Information und kein Abwägungsargument 

dar. 

Gemäß der letzten Untersuchung vom 19.10.2016 werden an der Bebauung in der Klaus­

Groth-Straße (im Plangebiet) die verkehrsinduzierten Beurteilungspegel um 4 - 5 dB(A) statt 

5 - 7 dB(A) am Tag und um 3 - 4 dB(A) statt 5 - 6 dB(A) in der Nacht erhöht. Die 

Orientierungswerte für ein allgemeines Wohngebiet werden tags und nachts, wie auch in der 

schalltechnischen Untersuchung vom 31.08.2016, eingehalten. 

Entlang der Klaus-Groth-Straße, außerhalb des Plangebiets, werden die verkehrsinduzierten 

Beurteilungspegel um 2 - 5 dB(A) statt 3 - 7 dB(A) am Tag und um 1 - 4 dB(A) statt 3 - 7 

dB(A) in der Nacht erhöht. Gemäß der Untersuchung vom 19.10.2016 ergeben sich am 10 

A4 (Klaus-Groth-Straße 2) Beurteilungspegel von 55 dB(A) am Tag und 46 dB(A) in der 

Nacht. Der Orientierungswert für den Nachtzeitraum wird hier um 1 dB(A) überschritten. 

Aktive Schallschutzmaßnahmen (wie z.B. Abstandsvergrößerung, Schallschutzwand) 

können aufgrund des geringen Abstands zwischen Klaus-Groth-Straße und bestehende 

Bebauung nicht umgesetzt werden. Die Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen 

ist nicht möglich, da sich die Immissionsorte außerhalb des Plangebietes befinden. 

Lärmvorsorgeansprüche ergeben sich nicht. 

Der Hinweis auf die anstehende Sanierung des Kirchenplatzes sowie des grundhaften 

Ausbaus der Klaus-Groth-Straße ist ebenfalls als Information und nicht als Abwägungs­

argument zu verstehen. 

In der B-Planbegründung wird auf die verkehrsinduzierte Geräuscheinwirkung (Pressentin­

straße, Klaus-Groth-Straße und Planstraße A) auf den noch unbebauten Flächen im 

Plangebiet verwiesen. Hier ergeben sich Beurteilungspegel von 45 - 56 dB(A) am Tag und 

von 36 - 46 dB(A) in der Nacht. Die Orientierungswerte für ein allgemeines Wohngebiet 

werden überwiegend eingehalten. Im Bereich des Baufelds WA 3 werden die 

Orientierungswerte maximal um 1 dB(A) tags und nachts überschritten. (In der 

schalltechnischen Untersuchung vom 31.08.2016 wurden die Orientierungswerte an dieser 

Stelle um 1 dB(A) tags und 2 dB (A) nachts überschritten.) Pegelbestimmend für diese 

Überschreitung ist die Geräuscheinwirkung von der Pressentinstraße. Wie oben bereits 

ausgeführt, wird dieser Geräuscheinwirkung mit der Ausweisung von Lärmpegelbereichen 

begegnet. 

Aus Rasterkarten und Teilpegeltabellen der schalltechnischen Untersuchung (19.10.2016) ist 

die Geräuscheinwirkung der Planstraße A ersichtlich. Nachfolgend sind die Geräusch­

immissionen durch die Planstraße A an den Immissionsorten aufgeführt: 
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Geräuschimmissionen durch Planstraße A 
Immissionsorte im lautesten Geschoss (Teilpegel) 

Tag in dB(A) Nacht in dB(A) 
10 1 (Pressentinstraße 11) 49,1 39,3 
10 2 (Pressentinstraße 11) 40,9 31, 1 
10 3 (Pressentinstraße 8) 36,1 26,3 
10 4 (Pressentinstraße 5) 34,3 24,5 
10 5 (Pressentinstraße 1) 34,2 24,4 
10 6 (Kirchenplatz 4) 30,0 20,2 
10 7 (Kirchenplatz 4) 29,1 19,3 
10 8 (Klaus-Groth-Str. 3) 35,4 25,6 
10 9 (Klaus-Groth-Str. 2g) 39,6 29,8 
10 10 0/VA 1.9) 51,4 41,6 
10 11 (WA 1.7) 42,0 32,2 
10 12 (WA 1.6) 40,1 30,3 
10 13 (WA 1.5) 41,9 32,1 
10 14 (WA 1.3) 38,3 28,5 
1015 (WA 1.1) 38,0 28,2 
10 16 (WA 2.2) 51,1 41,3 
1017 (WA 3) 43,2 33,4 

Die höchsten Teilpegel (durch die Planstraße A) mit 51,4 dB(A) am Tag und 41,6 dB(A) in 

der Nacht werden am 10 10 im Baufeld 1.9 des Plangebiets erreicht. Es ergeben sich keine 

Lärmvorsorgeansprüche durch den Bau der Planstraße A. 

In der Planungsphase wurden die bestehende verkehrsinduzierte Geräuschbeeinträchtigung 

entlang der Pressentinstraße und die zu erwartende Erhöhung durch den planbedingten 

Verkehr bereits berücksichtigt. Durch zwei Zuwegungen in das Wohngebiet wurde eine 

Lösung gefunden, mit der die Verkehrsbelastung auf der Pressentinstraße nicht erheblich 

zunimmt und gleichzeitig durch den planbezogenen Verkehr die Anwohner der Klaus-Groth­

Straße nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt werden. Wie im Aufstellungsbeschluss 

beschrieben, besteht in der Hansestadt Rostock aktuell ein großer Bedarf an Wohnraum. Die 

geringe Geräuscherhöhung entlang der Pressentinstraße durch den planbezogenen Verkehr 

von maximal 1 dB(A) sowie die Geräuscherhöhung entlang der Klaus-Groth-Straße wurden 

gegenüber dem Belang der Wohnraumschaffung zurückgestellt. 

zu 2g-cc 

Die nach der rechtlich eingeführten DIN ISO 9613-2 (DämpfUng des Schalls bei Ausbreitung 

im Freien) ermittelten Beurteilungspegel aus gewerblichen Anlagen sowie Seehafen­

umschlagsanlagen unterschreiten die Orientierungswerte der DIN 18005. Im Fall von 

ungünstigen Wetterlagen können bei Schallausbreitung über Wasser höhere Immissionen 

als nach dem angewandten Rechenansatz auftreten. Daher wurde zusätzlich die 

Schallausbereitung über Wasser auf Grundlage eines konservativen Berechnungsansatzes 
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ermittelt, der die Schallausbreitung über Wasser in besonderem Maß berücksichtigt. 

Demnach könnten bei gleichzeitiger Betrachtung aller gewerblichen Anlagen der 

Orientierungswert nachts bis zu 5 dB(A) und durch Seehafenumschlagsanlagen der 

Orientierungswert nachts bis zu 6 dB(A) überschritten werden. Der gleichzeitige Maximal­

betrieb aller Anlagen ist ein Maximalszenario, das die realen Einflüsse in der Regel 

überschätzt. 

In der B-Plan-Begründung sind die Geräuschimmissionen nachts bei Betrachtung der o.g. 

ungünstigen Witterungsbedingungen und gleichzeitiger Betrachtung des Maximalbetriebs der 

verschiedenen Gewerbe- sowie der Seehafenumschlagsanlagen dargestellt. Die Addition 

beider Geräuschquellen beruht nicht auf geltenden Rechtsnormen und stelli lediglich eine 

Information dar. 

Bzgl. nächtlicher Schallimmissionen aus Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen sind die 

Schallquellen auf dem Gelände des Rostacker Fracht- und Fischereihafens 

pegelbestimmend. Aus der Konfliktlage mit anderen Wohnstandorten heraus wurden durch 

den Rostacker Fracht- und Fischereihafen bereits Lärmminderungsmaßnahmen umgesetzt. 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen eines bestehenden Lärmminderungskonzeptes 

geplant. Zum Beispiel ist nach Ausbau des Liegeplatzes 27 die Verlegung von Roheisen­

und Holz-Umschlagsflächen auf diese weniger konfliktreiche Fläche vorgesehen. Die 

geplanten Lärmminderungsmaßnahmen sind Gegenstand eines laufenden immissions­

schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. Es wird von einer zukünftigen Geräusch­

minderung ausgegangen. 

Die vorgenannten Überschreitungen der Orientierungswerte sind zumutbar, weil die 

Geräusche aus Hafenanlagen besonders in Uferlagen der Hafenstadt Rostock ortsübliche 

Geräusche darstellen. Der Seehafenumschlag unterliegt einem schwankenden 

Betriebsablauf. Das in der schalltechnischen Untersuchung betrachtete Szenario entspricht 

dem Maximalszenario, welches nicht der Regelfall ist. An den begrenzt vorhandenen 

Uferlagen der Hansestadt Rostock bestehen Nutzungskonkurrenzen zwischen 

hafenbezogenem Gewerbe, wofür ein Wasserzugang besonders wichtig ist und dem 

Wohnen, für welches Uferstandorte eine besonders attraktive Wohnlage darstelle_n. Dies 

wurde bei der Abwägung berücksichtigt. 

Bei künftigen Hafenplanungen sind umliegende schutzbedürftige Nutzungen zu 

berücksichtigen. Welche Lärmbelastung einem Wohngebiet unterhalb der Grenze zur 

Gesundheitsgefahr zugemutet werden darf, richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls. 

zu i. Wertstoff-Sammelcontainer und Abwasserpumpwerk 

Die Aussagen sind nicht zutreffend. Der Wertstoff-Sammelcontainer sowie das 

Abwasserpumpwerk befinden sich in einem Mindestabstand von 40 m zur westlichen 

Seite 5 von 6 



Baufeldgrenze des WA 6, welches sich auf dem Flurstück 114/1 der Flur 1 der Gemarkung 

Gehlsdorf befindet (s. Abbildung). Nur innerhalb des Baufeldes ist eine Wohnbebauung 

zulässig. Lärm- und Geruchsbelästigungen, die mit dem Standort des Sammelcontainers und 

des Abwasserpumpwerks verbunden sein können, können somit für das Baufeld WA 6 

ausgeschlossen werden . 

. Darüber hinaus empfiehlt das Umweltbundesamt für Wertstoff-Sammelcontainer einen 

Mindestabstand von 12 m zum nächsten Wohnhaus. Dieser Abstand wird zu allen 

Baufeldern eingehalten. 

Abbildung 1: Ausschnitt B-Plan Nr.1 5.WA. 178 "Obere Warnowkante" 

Wir bitten darum, dass nur mit der unteren Immissionsschutzbehörde (A 73.3) abgestimmte 

B-Plan-Begründungstexte veröffentlicht werden. 
1 

Dr. Bri��lreuß
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von: 73 Rostock, den 07.03.2016 

Sachb.: 73.3-dim 

Tel.: -7349 I Fax: -7373 

steffi.dimke@rostock.de 

an: 61 Gz. 73.0 

hier: Stellungnahme des Amtes für Umweltschutz zu verschiedenen Stellungnahmen 

bezüglich Schallimmissionen 

Zusammenfassend möchten wir uns zu den folgenden Stellungnahmen äußern: 

Name Adresse Datum der Stn 

02.09.2015 xxxxxxxxx

xxxxxxxxxxxxxxxxx

Klaus-Groth-Str. x, 18147 Rostock 

Pressentinstraße x, 18147 Rostock 08.09.2015 

xxxxxxxx Pressentinstraße x , 18147 Rostock 
1 

27.08.2015 

xxxxxxxxxxxxxxxxxx Pressentinstraße x, 18147. Rostock 07.09.2015 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxx Pressentinstraße xx, 1814 7 Rostock 06.09.2015 

xxxxxxxxxxxxxxxxx 11.09.2015 

xxxxxxxxxxxxxxxxx Kirschenweg x, 18147 Rostock 07.09.2015 

xxxxxxxxxxxxx Apfelweg xx, 18147 Rost9ck 7.08.2015 

Hafen- und Tiefbauamt (A(36) Holbeinplatz 14, ·18069 Rostock 11.09.2015 

ALBA Metall GmbH Werkstraße, 18069 Rostock 29.09.2015 

Industrie- und Handelskammer Ernst-Barlach-Str. 1-3, 18055 Rostock 11.09.2015 
(IHK) 

Rostock Business Schweriner Str. 10/11, 18069 Rostock 10.09.2015 

Rostock Port Ost-West-Str. 32, 18147 Rostock 07.09.2015 

Rostocker Fracht- und Fischerweg 408,. 18069 Rostock 11.09.2015 
Fischereihafen (RFH) 

Staatliches Amt für Erich-Schlesinger-Str. 35, 18059 15.09.2015 
Landwirtschaft und Umwelt - Rostock 
Mittleres Mecklenburg 
(StALU-MM) 

Warnow- Wasser- und Carl-Hopp-Str. 1, 18069 Rostock 09.09.2015 
Abwasserverband (WWAV) 
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1. Geräuschbelästigung aufgrund 
'.:;eoe1·r. 

zunehmenden Str ßenverkehrs in Gehlsdorf 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

Zur Beurteilung der Geräuschbeeinträchtigung durch zunehmenden Verkehr in Gehlsdorf 
wurden die Daten der Verkehrszählungen der Jahre 2000 und 2015 auf der Pressentinstraße 
/ Abzweig Toitenwinkler Weg verglichen. Demnach ist die durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke (DTV in Kfz/24h) von 2000 bis 2015 um ca. 400 Fahrzeuge pro Tag 
gestiegen. Daraus ergibt sich an der Pressentinstraße keine relevante Geräuscherhöhung. 

Um die Auswirkungen der Verkehrsgeräusche durch den Bebauungsplan zu beurteilen 
wurden in den schalltechnischen Untersuchungen die Geräuschimmissionen für das Jahr 
2025 mit und ohne Betrachtung de's Bebauungsplans prognostiziert und mit den 
Orientierungswerten gemäß DIN 18005 verglichen. 

An der im Plangebiet bestehenden Bebauung an der Pressentinstraße werden die bereits 
vorhandenen Orientierungswertüberschreitungen planbedingt um 1 dB(A) auf 9 dB(A) am 
Tag und 10 dB(A) in der Nacht erhöht. Die Ende 2014 erfolgte Anhebung der zulässigen 
Geschwindigkeit auf der Pressentinstraße von 40 km/h auf 50 km/h ist hierbei bereits 
berücksichtigt. Im Bereich des B-Plangebietes ist auf der Pressentinstraße die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit in Schulzeiten von Montag bis Freitag, zwischen 6.30 und 17 Uhr auf 
30km/h reduziert. Somit ist im Tagzeitraum (Schulzeit) eine geringere Einwirkung durch 
Verkehrslärm zu erwarten. 

Der Bebauungsplan reagiert auf die Erhöhung der Verkehrsimmissionen. Es werden 
Lärmpegelbereiche (III und IV) und daran gekoppelte Anforderungen zum baulichen 
Schallschutz festgesetzt. Weiterhin wird innerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV eine 
Orientierung von Schlafräumen und Kinderzimmern zu den lärmabgewandten 
Gebäudeseiten, bzw. wenn dies nicht möglich ist, der Einsatz aktiver schallgedämmter 
Lüftungseinrichtungen festgesetzt. Außenwohnbereiche (Balkone Loggien, Terrassen) sind 
innerhalb der festgesetzten Lärmpegelbereiche III und IV nur an den lärmabgewandten 
Gebäudeseiten zulässig. 

An der im Plangebiet bestehenden Bebauung an der Klaus-Groth-Straße sind erstmalige 
Überschreitungen der Orientierungswerte vom maximal 2 dB(A) im Nachtzeitraum 
festgestellt. Das Vorhaben führt zu keiner Überschreitung der Orientierungswerte durch 
Straßenverkehr längs der Klaus-Groth-Straße, wenn diese asphaltiert wird .. Da die. Klaus­
Groth-Straße außerhalb des Geltungsbereichs gelegen und damit vorgenannte Maßnahme 
nicht im Bebauungsplan festsetzbar ist, wird über einen ergänzenden Städtebaulichen 
Vertrag mit dem Vorhabenträger die Asphaltierung der Klaus-Groth-Straße im Abschnitt von 
der Einmündung in die Pressentinstraße bis zur westlichen Abgrenzung der Einmündung der 
Planstraße A verbindlich geregelt. 

2. Geräuschbelästigung aufgrund Verkehr auf der Planstraße A
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

Auf dem Gebiet des Bebauungsplans ist die Entstehung von etwa 180 Wohneinheiten 
geplant. Gemäß Berechnungsansatz in der schalltechnischen Untersuchung ergeben sich 
durch die Besiedlung 1084 Kfz-Fahrten. Als stündliche Verkehrsmenge wurden demnach 
tags 65 KFZ/h und nachts 12 KFZ/h auf der gesamten Planstraße A ermittelt. Das neue 
Wohngebiet wird von der Klaus-Groth-Straße sowie von der Pressentinstraße erschlossen. 
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Damit werden die Vorbeifahrten an den einzelnen Baugrundstücken entlang der Planstraße 
A reduziert. Die von der Planstraße A ausgehende Geräuschbeeinträchtigung wird nicht als 
erheblich eingestuft. An allen direkt angrenzenden Immissionsorten und Baugrenzen werden 
die Orientierungswerte nach DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) für ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) unterschritten oder eingehalten. Dies entspricht nach DIN 4109 
(Schallschutz im Hochbau) dem Lärmpegelbereich 1 bzw. II. Es sind keine zusätzlichen 
schallmindernden Maßnahmen nötig. Fassaden nach dem heutigen Stand der Technik 
erfüllen bereits die Schalldämmmaße für den Lärmpegelbereich II. 

3. beschränkte Einfriedungshöhe bietet keine Möglichkeit zum eigenen Schallschutz

Die Wirkung von Lärmschutzwänden ist neben der Wandhöhe stark von der Entfernung zur 
Geräuschquelle sowie der Entfernung zum schutzbedürftigen Raum abhängig. 
Mit einer 1,5 m hohen Lärmschutzwand an der Grundstücksgrenze zur Pressentinstraße 
würde sich für die Bebauung in der Pressentinstraße 1 bis 11 zumindest für das Erd­
geschoss eine Lärmminderung von etwa 4 dB(A) ergeben. Das entspricht in etwa einer 
Geräuschminderung wie sie durch die Halbierung der Verkehrsmenge erreicht werden 
würde. 

4. Verkehrsdaten der Planstraße A
A 66

Der Schallgutachter benutzt für die Berechnung der Verkehrsdaten den anerkannten Ansatz 
von D. Bosserhoff (Integration von Verkehrsplanung und räumlicher Planung, Abschätzung 
der Verkehrserzeugung durch Vorgaben der Bauleitplanung - Teil 2; Hessisches Landesamt 
für Straßen- und Verkehrswesen, 2005). Nach Rücksprache mit A 66 ergeben sich hieraus 
etwas höhere Verkehrszahlen als von A 66 in Ansatz gebracht worden wären. Die in der 
schalltechnischen Untersuchung ermittelten Verkehrsdaten liegen somit auf der sicheren 
Seite. 

5. geplante Erweiterung von ALBA Metall
ALBA MPIR/i 

Das Unternehmen ALBA Metall ist ca. 2500 m von der Wohnbebauung im geplanten 
B-Plangebiet entfernt. Mit deutlich kürzerer Entfernung grenzt das Unternehmen an die 
Wohnbebauung in Schmarl (Adam-Johann-Krusenstern-Straße) mit ca. 900 m und an die 
Wohnbebauungen in Evershagen (Martin-Andersen-Nexo-Ring), in Langenort und im B­
Plan-Gebiet „Ehem. Marinestützpunkt" mit je ca. 1200 m. Bei einer Erweiterung des Unter­
nehmens würden die potentiellen Immissionen an den nächstgelegenen schutzbedürftigen 
Immissionsorten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit beurteilt werden. Begrenzend für 
eine geplante Erweiterung von ALBA Metall sind die vorhandenen nächstgelegenen 
Wohnorte (wie z.B. Schmarl u. Evershagen). Aufgrund der größeren Entfernung schränkt die 
Wohnnutzung im Bebauungsplan eine geplante Erweiterung des Unternehmens nicht 
zusätzlich ein. 
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6. Konflikt mit Gewerbestandorten am westlichen Wamowufer u. deren Entwicklung 
sowie Annahmen für Gewerbelärm in schalltechnischer Untersuchung 

Der Bebauungsplan muss alle immissionsschutzrechtlich relevanten Anlagen b erück­
sichtigen, die auf das Plangebiet einwirken. In der schalltechnischen Untersuchung werden 
diese maßgeblichen Geräuschquellen, d.h. Geräuschquellen mit einem relevanten Beitrag 
zur Geräuscheinwirkung im Plangebiet, untersucht. 

In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung (Stand 17.07.2014) sind folgende 
maßgebliche Geräuschquellen betrachtet: 

a) Betrieb des Einkaufmarktes südöstlich des Plangebietes

b) im B-Plan Nr. 15.W.99 „Gehlsdorfer Nordufer" ausgewiesene immissionswirksamer
flächenbezogener Schallleistungspegel (IFSP) 

c) Betrieb des Rostocker Fracht- und Fischereihafens (Kühlhaus und Holzumschlag) sowie

d) Betrieb der Kläranlage mit BHKW der Eurawasser Nord.

Auf Grundlage von Stellungnahmen werden in der überarbeiteten schalltechnischen 
Untersuchung zum Bebauungsplan folgende Geräuschquellen weiterhin berücksichtigt: 

e) maßgebliche Emissionsquellen der ZinkPower GmbH sowie

f) maßgebliche Emissionsquellen der TAMSEN MARITIM GmbH, die nicht durch die
ausgewiesenen IFSP erfasst werden (siehe Punkt b). 

Hinweis an A61: 

Derzeit wird eine weitere schalltechnische Untersuchung zum Betrieb des Rostacker Fracht­
und Fischereihafens (RFH) erstellt. Die deuen Erkenntnisse zu Scl1al/emissionen des RFHs 
werden in der Überarbeitung der schal/technischen Untersuchung zum Bebauungsplan 
einfließen. 

7. B-Plan „Ehemaliger Schlachthof"
11-/K, RF:1-1. F?.ostock Business, Rostock Port, Vv'VVJ.\ \/

Zum B-Plan 06.GE.139 „Ehemaliger Schlachthof" liegt ein Aufstellungsbeschluss vor. Für 
diese Fläche sind die Planungen noch nicht soweit fortgeschritten. Der B-Plan muss dann im 
Zuge des Aufstellungsverfahrens auf die neu entstandene Wohnbebauung reagieren. 

Aus den schalltechnischen Untersuchungen zum B-Plan „Ehemaliger Schlachthof" geht 
hervor, dass sich bereits durch die vorhandenen maßgeblichen Immissionsorte (z.B. 
Wohnen in der Carl-Hopp-Straße) deutliche Einschränkungen auf die Emissionskontingente 
der einzelnen Gewerbeflächen ergeben. 
Begrenzend am Ostufer der Warnow sind die Wohngebiete im B-Plan-Gebiet „Ehemaliger 
Marinestützpunkt" mit einer Entfernung ca. 730 m und die Wohnorte im B-Plan-Gebiet 
„Gehlsdorfer Nordufer" mit einer Entfernung von ca. 7 40 m. Die nächstgelegene W ohn­
nutzung im geplanten B-Plan-Gebiet „Obere Warnowkante " ist ca. 950 m entfernt 
vorgesehen. 
Bei einer immissionsschutzrechtlichen Beurteilung des geplanten B-Plan-Gebietes 
„Ehemaliger Schlachthof" werden die Immissionen an den nächstgelegenen schutz­
bedürftigen Immissionsorten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit beurteilt. Die geplante 
Wohnnutzung im Bebauungsplan schränkt das geplante Gewerbe im B-Plan-Gebiet 
„Ehemaliger Schlachthof' nicht zusätzlich ein. 
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8. 1 dB(A) Überschreitung durch Gewerbelärm

In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan mit Stand vom 17.07.2014 wird 
am Immissionsort 10 16 eine Überschreitung von 1 dB{A) des nächtlichen Orientierungs­
wertes durch gewerbliche Anlagen ermittelt. Emissionsbestimmend ist hierbei der . im 
Bebauungsplan ausgewiesene Parkplatz, der zunächst nicht als öffentlicher Parkplatz 
geplant war. Zwischenzeitlich wurde der Parkplatz {bis auf 10 Stellplätze) als öffentlicher 
Parkplatz definiert. Damit werden die Geräuschimmissionen des Parkplatzes nach den 
Berechnungsvorschriften der RLS-90 {Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen, Ausgabe 
1990) ermittelt. Nach dieser Vorschrift gibt es keine Zuschläge für Impuls- und Tonhaltigkeit 
sowie kein Spitzenpegelkriterium. Es ist davon auszugehen, dass der. Orientierungswert 
auch nachts sicher eingehalten ist. 

Hinweis an A61: 

In der Überarbeitung der schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungsplan wird der 
aktuelle Planungsstand zum Parkplatz einfließen. 

9. Seehafenumschlag 
!H,1<

Die Anregung wird aufgegriffen und die Begründung ergänzt. 
In der Überarbeitung der schalltechnischen Untersuchung sowie in der aktualisierten 
Begründung zum Bebauungsplan wird der Seehafenumschlag gesondert dargestellt und 
beurteilt werden. 

10. Schallausbreitung über Wasser
/HI'\. F?ostock Bt1siness

Die Anregung wird aufgegriffen und die Begründung ergänzt. 
In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungsplan {Stand 
17.07.2014) wird die Schallausbreitung über Wasser gemäß der eingeführten DIN ISO 
9613-2 (Dämpfung des Schalls bei Ausbreitung im Freien) ermittelt. Im Fall besonders 
ungünstiger Wetterlagen können bei Schallausbreitung über Wasser höhere Immissionen als 
nach dem angewandten Rechenansatz auftreten. 
In der Überarbeitung der schalltechnischen Untersuchung wird die Schallausbereitung über 
Wasser auf Grundlage eines mit dem Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
(LUNG) abgestimmten Berechnungsansatzes ermittelt. Dieser berücksichtigt die 
Schallausbreitung über Wasser in besonderem Maß. Nach derzeitigem Kenntnisstand bildet 
diese Berechnung die Schallausbreitung über Wasser im Fall von selten auftretenden 
ungünstigen Witterungsbedingungen ab. 

1 1. Annahmen in schalltechnischer Untersuchung Wetterlage sowie 
Höhenverhältnisse. Hanglage und Ufernähe des geplanten 8-Plan-Gebietes 
fr!K, i�ostock Business. F:ostock Port. VVWA V 

Es wurde eine schalltechnische Untersuchung für den Bebauungsplan erarbeitet. Für die 
Berechnung der Schallausbreitung wurde u.a. die topographische Karte von Rostock zu 
Grunde gelegt. Die unterschiedlichen Höhenverhältnisse der einzelnen Standorte sowie 
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Hanglagen werden darin abgebildet und somit in der Ausbreitungsberechnung mit 
berücksichtigt. Für jeden in der schalltechnischen Untersuchung gewählten Immissionsort 
werden die Immissionen für jedes vorhandene bzw. mögliche Geschoss (bei unbebauten 
Baufeldern) prognostiziert. 

Die Berechnungsergebnisse gelten für Mitwindwetterlage und Temperaturinversion. Diese 
Witterungsbedingungen begünstigen die Schallausbreitung. 

12. weitere Festsetzungen zum Immissionsschutz sowie
aktive und passive Schalfschutzmaßnahmen
if-!K, h"?ostock Business

Die DIN 18005 gibt Hinweise zur Berücksichtigung des Schallschutzes bei der 
städtebaulichen Planung. Der Schutzanspruch der Nutzungen wird über Orientierungswerte 
definiert. Sie sind als sachverständige Konkretisierung der Anforderung an den Schallschutz 
zu verstehen und sind keine Grenzwerte. Die Schutzwürdigkeit eines Gebietes hinsichtlich 
des Schallschutzes ergibt sich nach den geltenden Regelwerken aus der bauordnungs­
rechtlichen Einstufung gemäß Baunutzungsverordnung und der tatsächlichen Nutzung, 
wobei die räumliche Einordnung des Gebietes zu berücksichtigen ist Dem Bebauungsplan 
wurde eine Schutzwürdigkeit eines allgemeinen Wohngebiets zugeordnet 

Auf Grundlage der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungsplan 
(Stand 17.07.2014) ergibt sich keine Veranlassung für Festsetzungen zum Immissionsschutz 
gegenüber Gewerbelärm. 

Hinweis an A 61 

Nach Fertigstellung der überarbeiteten schalltechnischen Untersuchung wird dieser Belang 

erneut geprüft. 

Im Genehmigungsverfahren werden gewerbliche Anlagen grundsätzlich nach der TA Lärm 
beurteilt So sind die Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm bereits vor dem geöffneten 
Fenster einzuhalten. Passive Schallschutzmaßnahmen gegenüber Gewerbelärm sind in der 
Regel nicht geeignet die rechtlichen Anforderungen zu erfüllen. 

Aktive Schallschutzmaßnahmen wie z.B. eine Lärmschutzwand sind grundsätzlich so nah 
wie möglich an der Schallquelle zu errichten. Nur dann kann eine signifikante Schall­
minderung erzielt werden. Eine Lärmschutzwand an der Kaikante von Gewerbegebieten mit 
Seehafenumschlag ist nicht möglich. Eine Lärmschutzwand am östlichen Warnowufer würde 
aufgrund des großen Abstands zur Quelle keine erkennbare Schallminderung erzielen. 

13. Rostocker Fracht- und Fischereihafen
RFf-f, Rostock Business_. s-r;.\Lll·-�JJ1Vl! ll-fl<

Die Geräuschemissionen für die Betriebsabläufe des Rostocker Fracht- und Fischereihafens 
(RFH) sind in der „Schalltechnischen Untersuchung für den Umschlag und die Lagerung von 
besonderen Gütern im Fracht- und Fischereihafen Rostock" vom März 2014 beurteilt. In der 
erarbeiteten schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan (Stand 17.07.2014) 
wurden der maßgebliche Betriebsablauf für Kühlhausbetrieb und Holzumschlag am 
Liegeplatz LP 2 als maßgebliche Geräuschquellen des Rostocker Fracht- und 
Fischereihafens· berücksichtigt 
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Bei einer immissionsschutzrechtlichen Beurteilung der Entwicklung des RFHs werden die 
Immissionen an den nächstgelegenen schutzbedürftigen Immissionsorten entsprechend ihrer 
Schutzbedürftigkeit beurteilt. Östlich der Warnow sind hier die Wohnorte im B-Plan-Gebiet 
„Ehemaliger Marinestützpunkt" mit einer Entfernung ca. 750 m und die Wohnorte in 
Langenort mit einer Entfernung von ca. 730 m die maßgeblichen Immissionsorte. Sie sind 
somit bestimmend in Bezug auf die zulässigen Emissionen des RFHs. Die nächstgelegene 
Wohnnutzung im Bebauungsplan wird ca. 1500 m von maßgeblichen Geräuschquellen 
entfernt sein und wird eine mögliche Erweiterung des RFHs nicht zusätzlich einschränken. 

Hinweis A 61 

Derzeit wird eine weitere schal/technische Untersuchung zum Betrieb des RFHs erstellt. Die 
neuen Erkenntnisse zu den Emissionen des RFHs werden in der Überarbeitung der 
schalltechniscl1en Untersuchung zum Bebauungsplan berücksichtigt werden. 
Nach Fertigstellung der überarbeiteten schalltechnischen Untersuchung wird dieser Belang 
erneut geprüft. 

14. Entwicklung der Gewerbestandorte

Für die vorhandenen Gewerbebetriebe mit maßgeblichen Emissionsquellen am westlichen 
Ufer der Warnow und weitere Gewerbe in der näheren Umgebung des geplanten B-Plan­
Gebietes „Obere Warnowkante" liegen maßgebliche Immissionsorte (Wohnorte) in deutlich 
geringeren bzw. gleicher Entfernung als das neue Plangebiet. Die geplante Wohnnutzung im 
Bebauungsplan wird somit die Entwicklung des jeweiligen Gewerbes nicht zusätzlich 
einschränken. 

15. klare Darstellung der gewerblichen Lärmeinwirkung 

Die Anregung wird aufgegriffen und die Begründung ergänzt. 
In der überarbeiteten Begründung zum Bebauungsplan wird auf die Lärmeinwirkung aus 
dem Gewerbe am westlichen Warnowufer ausführlicher hingewiesen werden. 

16. TAMSEN MARITIM GmbH
S t,4 L lJ.-A1l fV!

Die Anregung wird aufgegriffen und die Begründung ergänzt. 
In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan (Stand 
17.07.2014) wurden nicht alle maßgeblichen Quellen der Thamsen Werft berücksichtigt. 
Diese werden in der Überarbeitung der schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungs­
plan einfließen. 

17. ZinkPower GmbH
StALlJ-rt!ftv1

Der Hansestadt Rostock liegt die schalltechnische Untersuchung „Aktualisierung des Schall­
informationssystems Gewerbe/ Industrie für die Hansestadt Rostock" vom 10.05.2005 vor. 
Die darin enthaltenen Emissionsansätze zur ZinkPower GmbH sind vergleichsweise gering. 
Daher wurde die ZinkPower GmbH in der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung zum 
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Bebauungsplan (Stand 17.07.2014) nicht als maßgebliche Geräuschsquelle berücksichtigt 
Nach Rücksprache mit der Genehmigungsbehörde, dem Staatlichen Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt, werden die maßgeblichen Schallquellen der ZinkPower GmbH in die 
Überarbeitung der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan einfließen. 

18. Überseehafen

Bei der immissionsschutzrechtlichen Betrachtung des Überseehafens Rostock und seiner 
Erweiterung werden die Immissionen an den nächstgelegenen schutzbedürftigen 
Immissionsorten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit beurteilt In südlicher Richtung des 
Seehafens befinden sich: 

Wohnbebauung in Oldendorf mit einer Entfernung von 1300 m, 

Wohnbebauung im B-Plan Gebiet „Ehemaliger Marinestützpunkt" mit einer 
Entfernung von 2600 m, 

Wohnbebauung im B-Plan-Gebiet „Gehlsdorfer Nordufer" mit einer Entfernung von 
3600 m und 

Wohnbebauung im Stadtteil Toitenwinkel mit einer Entfernung von 3800 m. 

Die nächstgelegene Wohnbebauung im geplanten B-Plan-Gebiet „Obere Warnowkante " ist 
rund 4000 m entfernt und wird daher die Entwicklung des Seehafens Rostock nicht 
zusätzlich einschränken. 

19.Ausweisung als Gemengelage 
S ilJ, L LJ.-l\li A!J

Die DIN 18005 gibt Hinweise zur Berücksichtigung des Schallschutzes bei der 
städtebaulichen Planung. Der Schutzanspruch der Nutzungen wird über Orientierungswerte 

· definiert. Sie sind als sachverständige Konkretisierung der Anforderung an den Schallschutz 
zu verstehen und sind keine Grenzwerte. Die Schutzwürdigkeit eines Gebietes hinsichtlich 
des Schallschutzes ergibt sich nach den geltenden Regelwerken aus der bauordnungs­
rechtlichen Einstufung gemäß Baunutzungsverordnung und der tatsächlichen Nutzung, 
wobei die räumliche Einordnung des Gebietes zu berücksichtigen ist Aufgrund der 
geplanten Wohnnutzung wurde dem Bebauungsplan die Schutzwürdigkeit eines allgemeinen 
Wohngebiets zugeordnet 

Gemäß dem Urteil vom 09.11.2000 des Niedersächsisches Oberverwaltungsgerichts 
(Aktenzeichen: 1 K 3742/99) kann „bei der Neuplanung eines allgemeinen Wohngebietes in 
unmittelbarer Nachbarschaft zu einem Gewerbebetrieb (. „) nicht von einer geminderten 
Schutzwürdigkeit des Wohngebietes ini Hinblick auf die - neu entstehende - Gemengelage 
ausgegangen werden". Die Beurteilung als. Gemengelage kann nur auf Grundlage der 
TA Lärm im Zusammenhang mit gewachsenen Strukturen erfolgen. 

20. Kläranlage Bramow
V1lWAV

In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan wurden die relevanten 
Geräuschquellen der Kläranlage berücksichtigt Grundlage dafür stellte die „Aktualisierung 
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des Schall-Informationssystems Gewerbe/ Industrie für die Hansestadt Rostock" vom 
10.05.2005 dar. Außer des Belebungsbeckens befinden sich diese maßgeblichen 
Emissionsquellen im Norden des Eurawasser-Geländes. 
Bei der immissionsschutzrechtlichen Beurteilung einer weiteren Entwicklung der Zentralen 
Kläranlage Bramow werden die Immissionen an den nächstgelegenen schutzbedürftigen 
Immissionsorten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit beurteilt. Östlich der Warnow sind 
es die festgesetzten Wohngebiete im B-Plan-Gebiet „Gehlsdorfer Nordufer" mit einer 
Entfernung ca.850 m und die Wohnorte in der Wossidlostraße (Gehlsdorf) mit einer 
Entfernung von ca. 1020 m. Die nächstgelegene Wohnnutzung im B-Plan-Gebiet „Obere 
Warnowkante " ist 1000 m entfernt. Somit ist die geplante Wohnnutzung annähernd entfernt 
wie die bereits bestehenden bzw. festgesetzten Wohnorte. Die geplante Zentrale Kläranlage 
Bramow wird durch die Bebauung im B-Plan-Gebiet „Obere Warnowkante" nicht zusätzlich 
eingeschränkt werden. 

! 
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Staatliches Amt für 
Landwirtschaft und Umwelt - 
Mittleres Mecklenburg
(StALU-MM) 

Erich-Schlesinger-Str. 35, 18059 
Rostock 

15.09.2015 

Warnow- Wasser- und 
Abwasserverband (WWAV) 

Carl-Hopp-Str. 1, 18069 Rostock 09.09.2015 

1. Geräuschbelästigung aufgrund zunehmenden Straßenverkehrs in Gehlsdorf 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

Zur Beurteilung der Geräuschbeeinträchtigung durch den zunehmenden Verkehr in 
Gehlsdorf wurden die Daten der Verkehrszählungen der Jahre 2000 und 2015 auf der 
Pressentinstraße/ Abzweig Toitenwinkler Weg verglichen. Demnach ist die durchschnittliche 
tägliche Verkehrsstärke (DTV in Kfz/24h) von 2000 bis 2015 um ca. 400 Fahrzeuge pro Tag 
gestiegen. Daraus ergibt sich an der Pressentinstraße keine relevante Geräuscherhöhung.  

Um die Auswirkungen der Verkehrsgeräusche durch den Bebauungsplan zu beurteilen, 
wurden in den schalltechnischen Untersuchungen die Geräuschimmissionen für das Jahr 
2025 mit und ohne Betrachtung des Bebauungsplans prognostiziert und mit den 
Orientierungswerten gemäß DIN 18005 verglichen.  

An der bestehenden Bebauung an der Pressentinstraße werden die bereits vorhandenen 
Orientierungswertüberschreitungen um 1 dB(A) auf 9 dB(A) am Tag und um maximal 
2 dB(A) auf 10 dB(A) in der Nacht erhöht. Die Ende 2014 erfolgte Anhebung der zulässigen 
Geschwindigkeit auf der Pressentinstraße von 40 km/h auf 50 km/h ist hierbei bereits 
berücksichtigt. Im Bereich des B-Plangebietes ist auf der Pressentinstraße die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit in Schulzeiten von Montag bis Freitag, zwischen 6.30 und 17 Uhr auf 
30km/h reduziert. Somit ist im verkehrsintensiven Tagzeitraum (Schulzeit) eine geringere 
Einwirkung durch Verkehrslärm zu erwarten. Es wird von einer Lärmminderung von 1 dB(A) 
ausgegangen.  

Zur Vermeidung unverhältnismäßiger Lärmimmissionen wurden aktive und passive 
Lärmschutzmaßnahmen geprüft. Schutzbauwerke (Wall, Lärmschutzwand entlang der 
Pressentinstraße) wurden nicht in Erwägung gezogen, da sie im bestehenden 
Siedlungszusammenhang wesensfremd wären und zwischen Straße und Bestandsbebauung 
nicht genügend Fläche für die Errichtung von Schutzbauwerke besteht. 

Der Bebauungsplan reagiert auf die Erhöhung der Verkehrsimmissionen. Es werden 
Lärmpegelbereiche (III und IV) und daran gekoppelte Anforderungen zum baulichen 
Schallschutz festgesetzt. Weiterhin wird innerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV eine 
Orientierung von Schlafräumen und Kinderzimmern zu den lärmabgewandten Gebäude-
seiten, bzw. wenn dies nicht möglich ist, der Einsatz aktiver schallgedämmter Lüftungs-
einrichtungen festgesetzt. Außenwohnbereiche (Balkone Loggien, Terrassen) sind innerhalb 
der festgesetzten Lärmpegelbereiche III und IV nur an den lärmabgewandten Gebäudeseiten 
zulässig. 

An der bestehenden Bebauung an der Klaus-Groth-Straße sind erstmalige Überschreitungen 
der Orientierungswerte von 1 dB(A) am Tag und 3 dB(A) in der Nacht festgestellt. Das 
Vorhaben führt zu keiner Überschreitung der Orientierungswerte durch Straßenverkehr längs 
der Klaus-Groth-Straße, wenn diese asphaltiert wird. Da die Klaus-Groth-Straße außerhalb 
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des Geltungsbereichs gelegen ist, ist die vorgenannte Maßnahme nicht im Bebauungsplan 
festsetzbar.  

Die prognostizierten verkehrsinduzierten Geräuschpegel an den Fassaden der Klaus-Groth-
Straße entsprechen nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) dem Lärmpegelbereich II. 
Fassaden nach dem heutigen Stand der Technik erfüllen mindestens die Schalldämmmaße 
für den Lärmpegelbereich II, daher sind keine zusätzlichen schallmindernden Maßnahmen 
nötig. 

Aufgrund des derzeit sehr schlechten Zustands der Klaus-Groth-Straße, plant die Stadt den 
grundhaften Ausbau der Straße. Aus schalltechnischen Gründen sollte hier ein Asphaltbelag 
gewählt werden (s.o.).  

Hinweis an A61 

Auf Grundlage der noch zu überarbeitenden schalltechnischen Untersuchung (Abstimmung 
Ämterrunde 05.07.2016) können sich die verkehrsinduzierten Schallpegel entlang den 
Straßenfassaden geringfügig verringern.  

Schallschutzanspruch dem Grunde nach ist für die Bestandsbebauung (Pressentinstraße 11 
und 12) durch die wesentliche Änderung der Planstraße A gegeben. Im Rahmen der 
Erschließungsplanung ist dieser Anspruch detailliert zu prüfen. Eine entsprechende 
Aufgabenstellung kann durch das A 73 vorbereitet werden bzw. ist mit dem A 73 
abzustimmen.  

2. Geräuschbelästigung aufgrund Verkehr auf der Planstraße A 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

Auf dem Gebiet des Bebauungsplans ist die Entstehung von etwa 180 Wohneinheiten 
geplant. Gemäß Berechnungsansatz in der schalltechnischen Untersuchung (Stand 
22.06.2016) ergeben sich durch die Besiedlung 1084 Kfz-Fahrten. Als stündliche 
Verkehrsmenge wurden demnach tags 65 KFZ/h und nachts 12 KFZ/h auf der gesamten 
Planstraße A ermittelt. Das neue Wohngebiet wird von der Klaus-Groth-Straße sowie von der 
Pressentinstraße zu gleichen Teilen erschlossen. Damit werden die Vorbeifahrten an den 
einzelnen Baugrundstücken entlang der Planstraße A reduziert.  

An den direkt an die Planstraße A angrenzenden Immissionsorten und Baugrenzen werden 
Überschreitung der Orientierungswerte von 1 dB(A) am Tag und maximal 2 dB(A) in der 
Nacht festgestellt. Die prognostizierten verkehrsinduzierten Geräuschpegel entsprechen 
nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) dem Lärmpegelbereich II. Fassaden nach dem 
heutigen Stand der Technik erfüllen mindestens die Schalldämmmaße für den 
Lärmpegelbereich II, daher sind keine zusätzlichen schallmindernden Maßnahmen nötig. 

Hinweis an A61: 

Gemäß Berechnungsansatz des Amtes für Verkehrsanlagen (Stand 07.Juli 2016) ergeben 
sich durch die Besiedlung statt 1084 Kfz-Fahrten/Tag ca. 600 Pkw-Fahrten/Tag. Hinzu 
kommt Wirtschaftsverkehr von ca. 25 Kfz-Fahrten/Tag. Auf dieser Grundlage ist eine 
Änderung der Schalltechnischen Untersuchung zu erstellen (Abstimmung Ämterrunde 
05.07.2016). Die verkehrsinduzierten Schallpegel an den Straßenfassaden können sich 
geringfügig verringern.  
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3. Verkehrsdaten der Planstraße A
A 66

Der Schallgutachter benutzt für die Berechnung der Verkehrsdaten den anerkannten Ansatz 
von D. Bosserhoff (Integration von Verkehrsplanung und räumlicher Planung, Abschätzung 
der Verkehrserzeugung durch Vorgaben der Bauleitplanung – Teil 2; Hessisches Landesamt 
für Straßen- und Verkehrswesen, 2005). Nach Rücksprache mit A 66 ergeben sich hieraus 
etwas höhere Verkehrszahlen als von A 66 in Ansatz gebracht worden wären. In der noch zu 
erbringenden Ergänzung zur Schalltechnischen Untersuchung werden die vom Amt 66 
übergebenen Verkehrszahlen für die Planstraße A (Stand 06. Juli 2016) berücksichtigt. 
Durch die Verringerung der täglichen Verkehrsstärke (DTV), können sich geringe 
Veränderungen der verkehrsinduzierten Immissionen entlang Pressentinstraße, Klaus-Groth-
Straße sowie Planstraße A ergeben.  

4. Konflikt mit Gewerbestandorten am westlichen Warnowufer u. deren Entwicklung
sowie Annahmen für Gewerbelärm in schalltechnischer Untersuchung
ALBA Metall, IHK, Rostock Business, Rostock Port

Der Bebauungsplan muss alle immissionsschutzrechtlich relevanten Anlagen berück-
sichtigen, die auf das Plangebiet einwirken. In der schalltechnischen Untersuchung werden 
diese maßgeblichen Geräuschquellen, d.h. Geräuschquellen mit einem relevanten Beitrag 
zur Geräuscheinwirkung im Plangebiet, untersucht.  

In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung (Stand 22.06.2016) sind folgende 
maßgebliche Geräuschquellen betrachtet:  

a) Betrieb des Einkaufmarktes südöstlich des Plangebietes

b) im B-Plan Nr. 15.W.99 „Gehlsdorfer Nordufer“ ausgewiesene immissionswirksame
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) 

c) Betrieb des Rostocker Fracht- und Fischereihafens (maßgeblicher Betriebsablauf)

d) Betrieb der Kläranlage mit BHKW der Eurawasser Nord

e) maßgebliche Emissionsquellen der ZinkPower GmbH

f) maßgebliche Emissionsquellen der TAMSEN MARITIM GmbH, die nicht durch die
ausgewiesenen IFSP erfasst werden (siehe Punkt b) 

5. B-Plan „Ehemaliger Schlachthof“
IHK, RFH, Rostock Business, Rostock Port, WWAV

Zum B-Plan 06.GE.139 „Ehemaliger Schlachthof“ liegt ein Aufstellungsbeschluss vor. Für 
diese Fläche sind die Planungen noch nicht soweit fortgeschritten. Der B-Plan muss dann im 
Zuge des Aufstellungsverfahrens auf die neu entstandene Wohnbebauung reagieren.  

Aus den schalltechnischen Untersuchungen zum B-Plan „Ehemaliger Schlachthof“ geht 
hervor, dass sich bereits durch die vorhandenen maßgeblichen Immissionsorte (z.B. 
Wohnen in der Carl-Hopp-Straße) deutliche Einschränkungen auf die Emissionskontingente 
der einzelnen Gewerbeflächen ergeben.  
Begrenzend am Ostufer der Warnow sind die Wohngebiete im B-Plan-Gebiet „Ehemaliger 
Marinestützpunkt“ mit einer Entfernung ca. 730 m und die Wohnorte im B-Plan-Gebiet 
„Gehlsdorfer Nordufer“ mit einer Entfernung von ca. 740 m. Die nächstgelegene Wohn-
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nutzung im geplanten B-Plan-Gebiet „Obere Warnowkante “ ist ca. 950 m entfernt 
vorgesehen. 
Bei einer immissionsschutzrechtlichen Beurteilung des geplanten B-Plan-Gebietes 
„Ehemaliger Schlachthof“ werden die Immissionen an den nächstgelegenen schutz-
bedürftigen Immissionsorten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit beurteilt. Die geplante 
Wohnnutzung im Bebauungsplan schränkt das geplante Gewerbe im B-Plan-Gebiet 
„Ehemaliger Schlachthof“ nicht zusätzlich ein. 

6. 1 dB(A) Überschreitung durch Gewerbelärm
IHK, Rostock Business, StALU-MM

In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan mit Stand vom 17.07.2014 wird 
am Immissionsort IO 16 eine Überschreitung von 1 dB(A) des nächtlichen Orientierungs-
wertes durch gewerbliche Anlagen ermittelt. Emissionsbestimmend ist hierbei der im 
Bebauungsplan ausgewiesene Parkplatz, der zunächst nicht als öffentlicher Parkplatz 
geplant war. Zwischenzeitlich wurde der Parkplatz (bis auf 10 Stellplätze) als öffentlicher 
Parkplatz festgestzt. In der Schalltechnischen Untersuchung vom 22.06.2016 wird der 
Parkplatz unter Berücksichtigung der Widmung „öffentlicher Parkplatz“ erneut betrachtet. 
Demnach werden die Orientierungswerte für gewerbliche Anlagen unterschritten.  

7. Seehafenumschlag
IHK

Seehafenumschlagsanlagen genießen ein hohes öffentliches Interesse und haben eine 
besondere Bedeutung, da deren Tätigkeiten eng mit dem internationalen Schiffsverkehr 
verbunden sind und nicht beschränkt werden können. Aus diesem Grunde sind 
Seehafenumschlageanlagen auch aus dem Anwendungsbereich der TA Lärm (Sechste 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz – Technische 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm) ausgenommen. Zur Charakteristik der 
Geräuschimmissionen durch Seehafenumschlagsanlagen auf die geplante Wohnbebauung 
im Plangebiet, wurden die maßgeblichen Seehafenumschlagsanlagen des RFHs in der 
schalltechnischen Untersuchung vom 22.06.2016 betrachtet und bewertet. Die 
Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete werden tags um mindestens 
20 dB(A) und nachts um mindestens 7 dB(A) unterschritten.  
Im Fall von selten auftretenden ungünstigen Witterungsbedingungen ist von einer 
verminderten Schallpegelabnahme über Wasser auszugehen. Auf Grundlage dieser 
Maximalbetrachtung können die Orientierungswerte nachts um 6 dB(A) überschritten 
werden. Die Werte, die die Grenze für Gesundheitsgefahren darstellen (nachts 55 dB(A)) 
werden im gesamten Plangebiet um mindestens 9 dB(A) unterschritten.  
Die vorgenannten Überschreitungen der Orientierungswerte sind zumutbar, weil die 
Geräusche aus Hafenanlagen besonders in Uferlagen der Hafenstadt Rostock ortsübliche 
Geräusche darstellen. Der Seehafenumschlag unterliegt einem schwankenden 
Betriebsablauf. Das in der schalltechnischen Untersuchung betrachtete Szenario entspricht 
dem Maximalszenario, welches nicht der Regelfall ist. An den begrenzt vorhandenen 
Uferlagen der Hansestadt Rostock bestehen Nutzungskonkurrenzen zwischen 
hafenbezogenen Gewerbe, für die ein Wasserzugang besonders wichtig ist und dem 
Wohnen, für welches Uferstandorte eine besonders attraktive Wohnlage darstellen.  
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Aus der Konfliktlage mit anderen Wohnstandorten heraus, wurden durch den Rostocker 
Fracht- und Fischereihafen bereits Lärmminderungsmaßnahmen umgesetzt. Weitere 
Maßnahmen sind im Rahmen eines Lärmminderungskonzeptes geplant. Zum Beispiel ist 
nach Ausbau des Liegeplatzes 27 die Verlegung von Roheisen- und Holz-Umschlagsflächen 
auf eine weniger konfliktreiche Fläche vorgesehen.  

Folgenden Text in die Begründung einfügen: 

Im Umfeld des Plangebietes befinden sich mehrere hafennahe Gewerbetriebe sowie der 
Rostocker Fracht- und Fischereihafen mit Seehafenumschlagsanlagen. Von diesen können 
höhere Geräuschimmissionen ausgehen. Auch unter Betrachtung der Gleichzeitigkeit (alle 
Gewerbeanlagen sowie Seehafenumschlag) werden die Orientierungswerte der DIN 18005 
tags um mindestens 1 dB(A) und nachts um mindestens 3 dB(A) unterschritten.  

Im Fall von selten auftretenden ungünstigen Witterungsbedingungen ist von einer 
verminderten Schallpegelabnahme über Wasser auszugehen. Unter Berücksichtigung von 
den o.g. ungünstigen Witterungsbedingungen sowie gleichzeitiger Betrachtung aller 
Gewerbeanlagen (gemäß TA Lärm) können die Orientierungswerte nachts um 5 dB(A) 
überschritten werden. Bei Betrachtung der o.g. ungünstigen Witterungsbedingungen sowie 
gleichzeitiger Betrachtung von Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen können die 
Orientierungswerte nachts um 8 dB(A) überschritten werden. Die Werte, die die Grenze für 
Gesundheitsgefahren darstellen (nachts 55 dB(A)) werden im gesamten Plangebiet um 
mindestens 7 dB(A) unterschritten.  
Die vorgenannten Überschreitungen der Orientierungswerte sind zumutbar, weil die 
Geräusche aus Hafenanlagen besonders in Uferlagen der Hafenstadt Rostock ortsübliche 
Geräusche darstellen. Der Seehafenumschlag unterliegt einem schwankenden 
Betriebsablauf. Das in der schalltechnischen Untersuchung betrachtete Szenario entspricht 
dem Maximalszenario, welches nicht der Regelfall ist. An den begrenzt vorhandenen 
Uferlagen der Hansestadt Rostock bestehen Nutzungskonkurrenzen zwischen 
hafenbezogenen Gewerbe, für die ein Wasserzugang besonders wichtig ist und dem 
Wohnen, für welches Uferstandorte eine besonders attraktive Wohnlage darstellen.  
Bzgl. nächtlicher Schallimmissionen aus Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen sind die 
Schallquellen auf den Gelände des Rostocker Fracht- und Fischereihafen pegelbestimmend. 
Aus der Konfliktlage mit anderen Wohnstandorten heraus, wurden durch den Rostocker 
Fracht- und Fischereihafen bereits Lärmminderungsmaßnahmen umgesetzt. Weitere 
Maßnahmen sind im Rahmen eines Lärmminderungskonzeptes geplant. Zum Beispiel ist 
nach Ausbau des Liegeplatzes 27 die Verlegung von Roheisen- und Holz-Umschlagsflächen 
auf eine weniger konfliktreiche Fläche vorgesehen.  
Die Festsetzung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109 auf Grundlage des 
maßgeblichen Außenlärmpegels wurde geprüft. Der maßgebliche Außenlärmpegel wurde 
auch auf Grundlage der Summenbetrachtung von Straßenverkehr und gewerblichen Anlagen 
(gemäß TA Lärm) sowie Seehafenumschlagsanlagen ermittelt. Es wurde die Nachtzeit sowie 
die besondere Schallausbreitung über Wasser in Ansatz gebracht. Auch in den ufernahen 
Wohnstandorten (WA 1.1. bis WA 1.11 sowie WA 2.1 bis WA 2.9) wird der Lärmpegel-
bereich II nicht überschritten. Fassaden nach dem heutigen Stand der Technik erfüllen 
mindestens die Schalldämmmaße für den Lärmpegelbereich II, daher sind keine 
zusätzlichen schallmindernden Maßnahmen nötig. Im Hinblick auf das Entwicklungspotential 
speziell für die Kläranlage der Eurawasser (städtischer Versorgungsträger) und des 
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Rostocker Fischereihafens (EU-Förderung für weiteren Ausbau) wird an den o.g. ufernahen 
Wohnstandorten Schalldämmmaße für den Lärmpegelbereich III empfohlen.  

8. Schallausbreitung über Wasser
IHK, Rostock Business

Die Anregung wird aufgegriffen und die Begründung ergänzt. 
In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungsplan (Stand 
22.06.2016) wird die Schallausbreitung über Wasser gemäß der eingeführten DIN ISO 
9613-2 (Dämpfung des Schalls bei Ausbreitung im Freien) ermittelt. Im Fall besonders 
ungünstiger Wetterlagen können bei Schallausbreitung über Wasser höhere Immissionen als 
nach dem angewandten Rechenansatz auftreten. Daher wird in der schalltechnischen 
Untersuchung zusätzlich die Schallausbereitung über Wasser auf Grundlage eines mit dem 
Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) abgestimmten Berechnungs-
ansatzes ermittelt. Dieser berücksichtigt die Schallausbreitung über Wasser in besonderem 
Maß. Nach derzeitigem Kenntnisstand bildet diese Berechnung die Schallausbreitung über 
Wasser im Fall von selten auftretenden ungünstigen Witterungsbedingungen ab. Bei 
Betrachtung der o.g. ungünstigen Witterungsbedingungen sowie gleichzeitiger Betrachtung 
von Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen können die Orientierungswerte nachts um 
8 dB(A) überschritten werden. Die Werte, die die Grenze für Gesundheitsgefahren darstellen 
(nachts 55 dB(A)) werden im gesamten Plangebiet um mindestens 7 dB(A) unterschritten.  
Die vorgenannten Überschreitungen der Orientierungswerte sind zumutbar, weil die 
Geräusche aus Hafenanlagen besonders in Uferlagen der Hafenstadt Rostock ortsübliche 
Geräusche darstellen. Der Seehafenumschlag unterliegt einem schwankenden 
Betriebsablauf. Das in der schalltechnischen Untersuchung betrachtete Szenario entspricht 
dem Maximalszenario, welches nicht der Regelfall ist. An den begrenzt vorhandenen 
Uferlagen der Hansestadt Rostock bestehen Nutzungskonkurrenzen zwischen hafen-
bezogenen Gewerbe, für die ein Wasserzugang besonders wichtig ist und dem Wohnen, für 
welches Uferstandorte eine besonders attraktive Wohnlage darstellen.  
Bzgl. nächtlicher Schallimmissionen aus Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen sind die 
Schallquellen auf den Gelände des Rostocker Fracht- und Fischereihafen pegelbestimmend. 
Aus der Konfliktlage mit anderen Wohnstandorten heraus, wurden durch den Rostocker 
Fracht- und Fischereihafen bereits Lärmminderungsmaßnahmen umgesetzt. Weitere 
Maßnahmen sind im Rahmen eines Lärmminderungskonzeptes geplant. Zum Beispiel ist 
nach Ausbau des Liegeplatzes 27 die Verlegung von Roheisen- und Holz-Umschlagsflächen 
auf eine weniger konfliktreiche Fläche vorgesehen.  

9. weitere Festsetzungen zum Immissionsschutz sowie
aktive und passive Schallschutzmaßnahmen
IHK, Rostock Business

Die DIN 18005 gibt Hinweise zur Berücksichtigung des Schallschutzes bei der 
städtebaulichen Planung. Der Schutzanspruch der Nutzungen wird über Orientierungswerte 
definiert. Sie sind als sachverständige Konkretisierung der Anforderung an den Schallschutz 
zu verstehen und sind keine Grenzwerte. Die Schutzwürdigkeit eines Gebietes hinsichtlich 
des Schallschutzes ergibt sich nach den geltenden Regelwerken aus der bauordnungs-
rechtlichen Einstufung gemäß Baunutzungsverordnung und der tatsächlichen Nutzung, 
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wobei die räumliche Einordnung des Gebietes zu berücksichtigen ist. Dem Bebauungsplan 
wurde eine Schutzwürdigkeit eines allgemeinen Wohngebiets zugeordnet.  

Auf Grundlage der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungsplan 
(Stand 22.06.2016) ergibt sich keine Veranlassung für Festsetzungen zum Immissionsschutz 
gegenüber Gewerbelärm.  

Im Fall besonders ungünstiger Wetterlagen können bei Schallausbreitung über Wasser 
höhere Immissionen als nach dem angewandten von der eingeführten DIN ISO 9613-2 
(Dämpfung des Schalls bei Ausbreitung im Freien) Rechenansatz auftreten. Unter 
Berücksichtigung dieser ungünstigen Witterungsbedingungen sowie gleichzeitiger 
Betrachtung von Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen können die Orientierungswerte 
nachts um 8 dB(A) überschritten werden. Die Werte, die die Grenze für 
Gesundheitsgefahren darstellen (nachts 55 dB(A)) werden im gesamten Plangebiet um 
mindestens 7 dB(A) unterschritten.  
Die vorgenannten Überschreitungen der Orientierungswerte sind zumutbar, weil die 
Geräusche aus Hafenanlagen besonders in Uferlagen der Hafenstadt Rostock ortsübliche 
Geräusche darstellen. Der Seehafenumschlag unterliegt einem schwankenden 
Betriebsablauf. Das in der schalltechnischen Untersuchung betrachtete Szenario entspricht 
dem Maximalszenario, welches nicht der Regelfall ist. An den begrenzt vorhandenen 
Uferlagen der Hansestadt Rostock bestehen Nutzungskonkurrenzen zwischen hafen-
bezogenen Gewerbe, für die ein Wasserzugang besonders wichtig ist und dem Wohnen, für 
welches Uferstandorte eine besonders attraktive Wohnlage darstellen.  
Bzgl. nächtlicher Schallimmissionen aus Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen sind die 
Schallquellen auf den Gelände des Rostocker Fracht- und Fischereihafen pegelbestimmend. 
Aus der Konfliktlage mit anderen Wohnstandorten heraus, wurden durch den Rostocker 
Fracht- und Fischereihafen bereits Lärmminderungsmaßnahmen umgesetzt. Weitere 
Maßnahmen sind im Rahmen eines Lärmminderungskonzeptes geplant. Zum Beispiel ist 
nach Ausbau des Liegeplatzes 27 die Verlegung von Roheisen- und Holz-Umschlagsflächen 
auf eine weniger konfliktreiche Fläche vorgesehen.  

Die Festsetzung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109 auf Grundlage des 
maßgeblichen Außenlärmpegels wurde geprüft. Der maßgebliche Außenlärmpegel wurde 
auch auf Grundlage der Summenbetrachtung von Straßenverkehr und gewerblichen Anlagen 
(gemäß TA Lärm) sowie Seehafenumschlagsanlagen ermittelt. Es wurde die Nachtzeit sowie 
die besondere Schallausbreitung über Wasser in Ansatz gebracht. Auch in den ufernahen 
Wohnstandorten (WA 1.1. bis WA 1.11 sowie WA 2.1 bis WA 2.9) wird der Lärmpegelbereich 
II nicht überschritten. Fassaden nach dem heutigen Stand der Technik erfüllen mindestens 
die Schalldämmmaße für den Lärmpegelbereich II, daher sind keine zusätzlichen 
schallmindernden Maßnahmen nötig. 

10. aktive und passive Schallschutzmaßnahmen
Rostock Business

Im Genehmigungsverfahren werden gewerbliche Anlagen grundsätzlich nach der TA Lärm 
beurteilt. So sind die Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm bereits vor dem geöffneten 
Fenster einzuhalten. Passive Schallschutzmaßnahmen gegenüber Gewerbelärm sind in der 
Regel nicht geeignet die rechtlichen Anforderungen zu erfüllen.  
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Aktive Schallschutzmaßnahmen wie z.B. eine Lärmschutzwand sind grundsätzlich so nah 
wie möglich an der Schallquelle zu errichten. Nur dann kann eine signifikante Schall-
minderung erzielt werden. Eine Lärmschutzwand an der Kaikante von Gewerbegebieten mit 
Seehafenumschlag ist aufgrund des Betriebsablaufes nicht möglich. Eine Lärmschutzwand 
am östlichen Warnowufer würde aufgrund des großen Abstands zur Quelle keine erkennbare 
Schallminderung erzielen und ist daher keine verhältnismäßige Maßnahme.  

11. Rostocker Fracht- und Fischereihafen
RFH, Rostock Business, STALU-MM, IHK

Die Geräuschemissionen für die Betriebsabläufe des Rostocker Fracht- und Fischereihafens 
(RFH) sind in der „Schalltechnischen Untersuchung für den Umschlag und die Lagerung von 
besonderen Gütern im Fracht- und Fischereihafen Rostock“ vom April 2016 beurteilt. In der 
erarbeiteten schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan (Stand 22.06.2016) 
wurden folgende Maximalszenarien für den Rostocker Fracht- und Fischereihafen 
berücksichtigt:  

Seehafenumschlagsanlagen 

• Tagzeitraum : Holzumschlag Liegeplatz 19, Schrottumschlag Liegeplatz 26

• Nachtzeitraum : Holzumschlag Liegeplatz 2 und 19

Anlagen im Geltungsbereich der TA Lärm 

• Tagzeitraum: Kühlhausbetrieb, Schrottverladung am Liegeplatz 27 und auf Freifläche
BE 3.3

• Nachtzeitraum: Kühlhausbetrieb, Holzverladung am Liegeplatz 2 und Be- und
Entladung lärmarmer Schüttgüter in Halle 404 durch Lkw

Durch die Summe der TA Lärm Anlagen sowie der Seehafenumschlagsanlagen des RFHs 
werden im Plangebiet Beurteilungspegel von maximal 38 dB(A) tags und 35 dB(A) nachts 
hervorgerufen. Die Orientierungswerte der DIN 18005 für ein allgemeines Wohngebiet 
werden tags um 17 dB(A) und nachts um mindestens 5 dB(A) unterschritten. Aufgrund der 
Höhe der Unterschreitungen ist festzustellen, dass sich das Plangebiet tags außerhalb des 
Einwirkbereiches des RFHs befindet.  

Im Fall von selten auftretenden ungünstigen Witterungsbedingungen ist von einer 
verminderten Schallpegelabnahme über Wasser auszugehen. Bei Betrachtung der 
ungünstigen Witterungsbedingungen sowie gleichzeitiger Betrachtung von Gewerbe- und 
Seehafenumschlagsanlagen können die Orientierungswerte nachts um 8 dB(A) überschritten 
werden. Die Werte, die die Grenze für Gesundheitsgefahren darstellen (nachts 55 dB(A)) 
werden im gesamten Plangebiet um mindestens 7 dB(A) unterschritten.  
Die vorgenannten Überschreitungen der Orientierungswerte sind zumutbar, weil die 
Geräusche aus Hafenanlagen besonders in Uferlagen der Hafenstadt Rostock ortsübliche 
Geräusche darstellen. Der Seehafenumschlag unterliegt einem schwankenden 
Betriebsablauf. Das in der schalltechnischen Untersuchung betrachtete Szenario entspricht 
dem Maximalszenario, welches nicht der Regelfall ist. An den begrenzt vorhandenen 
Uferlagen der Hansestadt Rostock bestehen Nutzungskonkurrenzen zwischen 
hafenbezogenen Gewerbe, für die ein Wasserzugang besonders wichtig ist und dem 
Wohnen, für welches Uferstandorte eine besonders attraktive Wohnlage darstellen.  
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Bzgl. nächtlicher Schallimmissionen aus Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen sind die 
Schallquellen auf den Gelände des Rostocker Fracht- und Fischereihafen pegelbestimmend. 
Aus der Konfliktlage mit anderen Wohnstandorten heraus, wurden durch den Rostocker 
Fracht- und Fischereihafen bereits Lärmminderungsmaßnahmen umgesetzt. Weitere 
Maßnahmen sind im Rahmen eines Lärmminderungskonzeptes geplant. Zum Beispiel ist 
nach Ausbau des Liegeplatzes 27 die Verlegung von Roheisen- und Holz-Umschlagsflächen 
auf eine weniger konfliktreiche Fläche vorgesehen.  

Bei einer immissionsschutzrechtlichen Beurteilung der Entwicklung des RFHs werden die 
Immissionen an den nächstgelegenen schutzbedürftigen Immissionsorten entsprechend ihrer 
Schutzbedürftigkeit beurteilt. Östlich der Warnow sind hier die Wohnorte im B-Plan-Gebiet 
„Ehemaliger Marinestützpunkt“ mit einer Entfernung ca. 750 m und die Wohnorte in 
Langenort mit einer Entfernung von ca. 730 m die maßgeblichen Immissionsorte. Sie sind 
somit bestimmend in Bezug auf die zulässigen Emissionen des RFHs. Die nächstgelegene 
Wohnnutzung im Plangebiet wird ca. 1500 m von maßgeblichen Geräuschquellen entfernt 
sein und wird eine mögliche Erweiterung des RFHs nicht zusätzlich einschränken. 

12. klare Darstellung der gewerblichen Lärmeinwirkung
Rostock Business

Die Anregung wird aufgegriffen und die Begründung ergänzt. 
In der überarbeiteten Begründung zum Bebauungsplan wird auf die Lärmeinwirkung aus 
dem Gewerbe am westlichen Warnowufer ausführlicher hingewiesen werden. 

Text für die Begründung 

analog zum Text für die Begründung unter Pkt. 7 

13. TAMSEN MARITIM GmbH
StALU-MM

In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan (Stand 
22.06.2016) wurden die immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel 
(IFSP) für den B-Plan Nr. 15.W.99 „Gehlsdorfer Nordufer“ sowie alle weiteren maßgeblichen 
Quellen der TAMSEN Werft berücksichtigt. Durch die Summe der o.g. Emissionsquellen 
werden im Plangebiet Beurteilungspegel von maximal 41 dB(A) tags und 33 dB(A) nachts 
hervorgerufen. Die Orientierungswerte der DIN 18005 für ein allgemeines Wohngebiet 
werden tags um 14 dB(A) und nachts um mindestens 7 dB(A) unterschritten. Aufgrund der 
Höhe der Unterschreitungen ist festzustellen, dass sich das Plangebiet tags außerhalb des 
Einwirkbereiches des B-Plan Nr. 15.W.99 „Gehlsdorfer Nordufer“ inklusive TAMSEN Werft 
befindet. Die Geräuschimmissionen im Nachtzeitraum werden im Sinne der TA Lärm als 
nicht relevant eingestuft.  

Die weiteren Quellen sind in der Plan-Begründung sowie im Umweltbericht zu ergänzen. 

14. ZinkPower GmbH
StALU-MM

In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan (Stand 22.06.2016) wurden die 
maßgeblichen Geräuschquellen nach BImSchG genehmigten Feuerverzinkanlage berück-
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sichtigt. Grundlage dafür stellte die Emissions- und Immissionsprognose für Schall für die 
Änderung der Anlage vom Dezember 2015 dar. Entsprechend der o.g. Emissions- und 
Immissionsprognose befindet sich die Geltungsbereichsgrenze für das Plangebiet bereits 
außerhalb der Einwirkbereiches der Feuerverzinkanlage entsprechend TA Lärm. D.h. der 
Orientierungswert gemäß DIN 18005 für ein allgemeines Wohngebiet wird tags und nachts 
um mindestens 10 dB(A) unterschritten. Aufgrund der Höhe der Unterschreitungen ist 
festzustellen, dass sich das Plangebiet tags und nachts außerhalb des Einwirkbereiches der 
Feuerverzinkanlage befindet. 

Im Fall von selten auftretenden ungünstigen Witterungsbedingungen ist von einer 
verminderten Schallpegelabnahme über Wasser auszugehen. Auf Grundlage dieser 
Maximalbetrachtung werden die Orientierungswerte weiterhin unterschritten.  

15. Kläranlage Bramow
WWAV

In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan wurden die maßgeblichen 
Geräuschquellen der Kläranlage berücksichtigt. Grundlage dafür stellte die „Aktualisierung 
des Schall-Informationssystems Gewerbe/ Industrie für die Hansestadt Rostock“ vom 
10.05.2005 sowie Literatur zur Beurteilung der Blockheizkraftwerk- und Kesselanlage dar. 
(Außer des Belebungsbeckens befinden sich die maßgeblichen Emissionsquellen im Norden 
des Eurawasser-Geländes.) 
Durch die Summe der o.g. Emissionsquellen werden im Plangebiet Beurteilungspegel von 
maximal 35 dB(A) tags und 33 dB(A) nachts hervorgerufen. Die Orientierungswerte der 
DIN 18005 für ein allgemeines Wohngebiet werden tags um 20 dB(A) und nachts um 
mindestens 7 dB(A) unterschritten. Aufgrund der Höhe der Unterschreitungen ist fest-
zustellen, dass sich das Plangebiet tags außerhalb des Einwirkbereiches der Kläranlage inkl. 
BHKW befindet. Die Geräuschimmissionen im Nachtzeitraum werden im Sinne der TA Lärm 
als nicht relevant eingestuft.  

Im Fall von selten auftretenden ungünstigen Witterungsbedingungen ist von einer 
verminderten Schallpegelabnahme über Wasser auszugehen. Auf Grundlage dieser 
Maximalbetrachtung werden die Orientierungswerte weiterhin unterschritten.  

Bei der immissionsschutzrechtlichen Beurteilung einer weiteren Entwicklung der Zentralen 
Kläranlage Bramow werden die Immissionen an den nächstgelegenen schutzbedürftigen 
Immissionsorten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit beurteilt. Östlich der Warnow sind 
es die festgesetzten Wohngebiete im B-Plan-Gebiet „Gehlsdorfer Nordufer“ mit einer 
Entfernung ca. 850 m und die Wohnorte in der Wossidlostraße (Gehlsdorf) mit einer 
Entfernung von ca. 1020 m. Die nächstgelegene Wohnnutzung im B-Plan-Gebiet „Obere 
Warnowkante“ ist 1000 m entfernt. Somit ist die geplante Wohnnutzung annähernd entfernt 
wie die bereits bestehenden bzw. festgesetzten Wohnorte. Die geplante Zentrale Kläranlage 
Bramow wird durch die Bebauung im B-Plan-Gebiet „Obere Warnowkante“ nicht zusätzlich 
eingeschränkt werden. 
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Änderungshinweise zum B-Plan sowie dessen Begründung 

zum Plan, Teil B (textliche Festsetzungen) 

1) TF 3.15.1: in der Tabelle können die Zeilen für LPB I und LPB II gelöscht werden. 

2) Änderungshinweise zur B-Plan-Begründung werden in Form von Kommentaren zur 

B-Plan-Begründung vom 16.07.2015 beigefügt und digital übergeben. Die 

Überarbeitung des Umweltberichtes erfolgt gesondert.  

 

 

Dr. Brigitte Preuß 
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 Rostock, 24.10.2016 

von: 73 Schu - 7335 / FAX: 7373 

 bianca.schuster@rostock.de 

an:   61 Gz. 73.0 

 
B-Plan Nr. 15.WA.178 „Obere Warnowkante“ 

Stellungnahme zur Planzeichnung sowie Begründung mit Stand vom 22.09.2016 

 

Zur Planbegründung mit Stand vom 22.09.2016 möchten wir die folgenden Hinweise geben. 

Rückfragen zu den gewünschten Änderungen können gern an Frau Dimke, Tel.: 0381 381 

7349, oder Frau Schuster, Tel.: 0381 381 7335, gerichtet werden. 

 
Immissionsschutz: 
  
B-Plan, VI Durchführungshinweise, O Immissionsschutz, blauer Text:  
ändern in:  
Für die ufernahen Wohnstandorte (WA 1.1. bis WA 1.11 sowie WA 2.1 bis WA 2.9) 
werden im Hinblick auf das mögliche Auftreten erhöhter Immissionen bei ungünstigen 
Wetterlagen sowie unter Berücksichtigung gewerblicher Entwicklungsabsichten am 
Westufer der Warnow die Realisierung von Schalldämmmaßen für den 
Lärmpegelbereich III gemäß DIN 4109 empfohlen. Die diesbezüglich zu erfüllenden 
Anforderungen können der textlichen Festsetzung 3.15.1. entnommen werden.  
 
B-Plan, Begründung, S.103, Kapitel 8.15 Immissionsschutz, viert letzte Zeile:  
ändern in:  
Für die ufernahen Wohnstandorte (WA 1.1. bis WA 1.11 sowie WA 2.1 bis WA 2.9) 
werden im Hinblick auf das mögliche Auftreten erhöhter Immissionen bei ungünstigen 
Wetterlagen sowie unter Berücksichtigung gewerblicher Entwicklungsabsichten am 
Westufer der Warnow die Realisierung von Schalldämmmaßen für den 
Lärmpegelbereich III gemäß DIN 4109 empfohlen. Die diesbezüglich zu erfüllenden 
Anforderungen können der textlichen Festsetzung 3.15.1. entnommen werden.  
 
B-Plan, Begründung, Kapitel 3.10 Immissionsschutz, ab S.36: 

S. 36, 1. Absatz, 
dritt letzte Zeile 

streichen oder weiter oben (z.B. Zeile 6) einfügen:  
sowie die Kläranlage in Bramow  
(diese Anlage wurde von Anfang betrachtet und nicht erst im weiterem 
Aufstellungsverfahren) 

S. 36, 1. Absatz, 
vorletzte bis letzte 
Zeile 

Streichen:  
sowie die Unterbringung von gewerbliche Nutzungen in 
Aufstellung befindlichen des Bebauungsplan Ehemaliger 
Schlachthof  
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(der B-Plan wurde richtiger Weise nicht betrachtet) 

S. 36, 1. Absatz, 
drittletzte bis letzte 
Zeile 

Einfügen:  
Betrachtung der Besonderheit bei Schallausbreitung über Wasser 
sowie geänderten Verkehrszahlen für das Plangebiet 
(auch diese Punkte zeigten sich im weiteren 
Aufstellungsverfahren als untersuchungsrelevant) 

S. 36, 2. Absatz, 
1. Satz 

Der Hinweis auf die Ergänzung vom 10.04.2015 könnte gelöscht 
werden, da die Inhalte vollständig in der darauffolgenden 
schalltechnischen Untersuchung übernommen wurden. Oder ist dies 
planungsrechtlich wichtig? 

S. 36, 2. Absatz, 
1. Satz 

22.06.2016 ändern in 31.08.2016 
(es gab noch redaktionelle Anpassungen im Gutachten, daher neues 
Datum) 

S. 36, 2. Absatz, 
1. Satz 

Einfügen: mit Ergänzung vom 19.10.2016  

S. 36, 3. Absatz 
(fortlaufend auf 
S. 37), 4. Satz 

Ändern in:  
Im Bereich des Baufelds WA 3 werden die Orientierungswerte 
maximal um 1 dB(A) tags und nachts überschritten. 
(Ergebnisse aus der schalltechnischen Untersuchung vom 
19.10.2016) 

S. 36, 3. Absatz 
(fortlaufend auf 
S. 37), 5. Satz 

Ändern in:  
An der im Plangebiet bestehenden Bebauung an der 
Pressentinstraße erhöhen sich die Pegel gegenüber der 
Bestandssituation im überwiegenden Teil nicht. Planbedingt 
werden die Beurteilungspegel tags und nachts partiell um 
maximal 1 dB(A) erhöht. Die bereits vorhandenen 
Orientierungswertüberschreitungen werden lokal weitergehend 
um 1dB(A) erhöht. Die maximale Überschreitung der 
Orientierungswerte von 9 dB(A) am Tag und 10 dB(A) in der 
Nacht an der Pressentinstraße werden nicht weitergehend erhöht. 
(Ergebnisse aus der schalltechnischen Untersuchung vom 
19.10.2016) 

S. 36, 3. Absatz 
(fortlaufend auf 
S. 37), dritt letzter 
Satz 

Ändern in:  
…, es wird von 1 dB(A) ausgegangen,…. 
(Die Pegel geben quasi einen „Mittelwert“ über den gesamten 
Tageszeitraum an. Die Reduzierung auf 30 km/h ist nicht für den 
gesamten Tageszeitraum (16 h) gegeben. Daher ergibt sich eine 
Reduzierung von 1 dB(A)) 

S. 36, 3. Absatz 
(fortlaufend auf 
S. 37), vorletzter  
Satz 

Absatz komplett löschen 
(besonders bei einer Überschreitung der Orientierungswerte von bis 
zu 10 dB(A) ist eine Reduzierung um 1 bis 2 dB(A) keine geringe 
Pegelabsenkung. Da die Orientierungswerte an der Pressentinstraße 
nur lokal um 1dB(A) weitergehend überschritten werden, ist dieser 
Satz nicht notwendig.) 

S. 37, 2. Absatz, 1. 
Satz 

Löschen: 
..zunächst… 
(unklar, worauf dies hinweisen soll) 

S. 37, 4. Absatz  Ändern in:  
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An der im Plangebiet bestehenden Bebauung an der Klaus-Groth-
Straße werden die Immissionspegel bis 5 dB(A) am Tag und bis 
4 dB(A) in der Nacht erhöht. Die Orientierungswerte für ein 
allgemeines Wohngebiet werden tags und nachts weiterhin 
eingehalten. Außerhalb des Plangebiets wird an der bestehenden 
Bebauung lokal der Orientierungswert nachts um 1 dB(A) 
überschritten. Die verkehrsinduzierten Geräuschimmissionen in 
der Klaus-Groth-Straße entsprechen dem Lärmpegelbereich II 
gemäß DIN 4109. 
(Ergebnisse aus der schalltechnischen Untersuchung vom 
19.10.2016) 

S. 37, 5. Absatz Absatz deutlich kürzen, z.B:  
Im Rahmen der anstehenden Umgestaltung des Bereichs 
Kirchenplatz, die erforderlichen Vorabstimmungen und 
Gremienbeschlüsse zur Aufnahme der entsprechenden Planungen 
sind bereits erfolgt, ist für die Klaus-Groth-Straße eine grundhafte 
Erneuerung für 2018/2019 vorgesehen. Nach der 
Straßenerneuerung, werden die Orientierungswerte an der Klaus-
Groth-Straße eingehalten.  
(Da die Orientierungswerte an nur einem IO außerhalb des 
Plangebiets um 1 dB(A) überschritten werden, ist das 
Abwägungserfordernis nicht so groß.) 

S.38, 1. Absatz Muss sich hier auf den Vorentwurf bezogen werden? 
Dann wie folgt ändern:  
Im Ergebnis der Berechnung der gewerblichen Lärmimmissionen 
im Plangebiet wurde in der Schalltechnischen Untersuchung von 
2014 eine Überschreitung von 1 dB(A) des nächtlichen 
Orientierungswertes am nördlichen Rand des nordwestlichen 
Baufeldes (WA 1.1, WA 1.2, WA 2.1, WA 2.2) ermittelt. Im weiteren 
Planverfahren wurde der Parkplatz im Plangebiet, mit Ausnahme 
der 10 nordwestlichen Stellplätze, als öffentlicher Parkplatz 
festgesetzt und somit immissionsschutzrechtlich als 
Verkehrsfläche betrachtet. Die Orientierungswerte am 
nordwestlichen Baufeld werden für die gewerblichen sowie 
verkehrlichen Lärmimmissionen nicht überschritten.  
Andernfalls ändern in:  
Nach öffentlicher Widmung des Parkplatzes im Plangebiet wird 
dieser aus immissionsschutzrechtlicher Sicht als Verkehrsfläche 
betrachtet. Die zum Verkehrslärm aufgeführten Beurteilungspegel 
enthalten somit bereits die Geräuscheinwirkungen des 
Parkplatzes. Die Orientierungswerte am nordwestlichen Baufeld 
(WA 1.1, WA 1.2, WA 2.1, WA 2.2) werden für die gewerblichen 
sowie verkehrlichen Lärmimmissionen nicht überschritten.  

S.38, 3. Absatz, 6. 
Zeile 

… nicht relevant …ändern in …nicht erheblich belästigend… 
(nur die Geräusche von Zinkpower können als nicht relevant eingestuft 
werden) 

S.38, 4. Absatz, 1. 
Satz 

Ändern in 
In der inzwischen vorliegenden ergänzten schalltechnischen 
Untersuchung (Stand 31.08.2016) wird ergänzend zur eingeführten 
DIN ISO 9613-2 („Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im 
Freien“) die Schallausbreitung über Wasser gesondert betrachtet.  

S.38, 4. Absatz, 
dritt letzten bis 

Letzten drei Sätze löschen 
(Diese Sätze gleichen inhaltlich den vorherigen Sätzen im gleichem 
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letzter Satz  Absatz) 

S.38, 5. Absatz, 
letzter Satz (fort-
laufend auf S. 39), 

streichen 
(auf die Werte, die die Gesundheitsgefahr darstellen, sollte in der 
Begründung nicht verwiesen werden.)  

S.39, 1. Absatz  Ergänzen um:  
Aktive Schallschutzmaßnahmen, wie z.B. Lärmschutzwände im 
Plangebiet, sind aufgrund der großen Entfernung zum 
Emissionsort nicht geeignet. 
Die vorgenannten Überschreitungen der Orientierungswerte sind 
zumutbar, weil trotz gelegentlicher hafentypischer Geräusche die 
gesunden Wohnverhältnisse gewährleistet sind.  
An den begrenzt vorhandenen Uferlagen der Hansestadt Rostock 
bestehen Nutzungskonkurrenzen zwischen hafen-bezogenen 
Gewerbe, für die ein Wasserzugang besonders wichtig ist und 
dem Wohnen, für welches Uferstandorte eine besonders 
attraktive Wohnlage darstellen. Die Hafenwirtschaft und die 
hafenaffine Wirtschaft hat eine besondere Bedeutung in der 
Hansestadt Rostock. Besonders in Uferlagen der Hansestadt, 
stellen die Geräusche aus Hafenanlagen ortsübliche Geräusche 
dar.  
Der Seehafenumschlag unterliegt einem schwankenden 
Betriebsablauf. Das in der schalltechnischen Untersuchung 
betrachtete Szenario entspricht dem Maximalszenario, welches nicht 
der Regelfall ist. Bzgl. nächtlicher Schallimmissionen aus Gewerbe- 
und Seehafenumschlagsanlagen sind die Schallquellen auf dem 
Gelände des Rostocker Fracht- und Fischereihafen pegelbestimmend. 
Aus der Konfliktlage mit anderen Wohnstandorten heraus, wurden 
durch den Rostocker Fracht- und Fischereihafen bereits 
Lärmminderungsmaßnahmen umgesetzt. Weitere Maßnahmen sind im 
Rahmen eines bestehenden Lärmminderungskonzeptes geplant. Zum 
Beispiel ist nach Ausbau des Liegeplatzes 27 die Verlegung von 
Roheisen- und Holz-Umschlagsflächen auf eine weniger konfliktreiche 
Fläche vorgesehen. 

S.39, 2. Absatz, 
letzter Satz 

… Entwicklungspotential speziell für die Kläranlage der 
Eurawasser (städtischer Versorgungsträger) und des Rostocker 
Fischereihafens (EU-Förderung für weiteren Ausbau)… 
Ändern in  
…gewerbliche Entwicklungspotential am gegenüberliegenden 
Westufer der Warnow… 

S.39., 3. Absatz  komplett streichen (Teile bereits in S.39, 1.Absatz eingefügt) 
 (wirtschaftliche Belange dürfen dem Immissionsschutz nicht entgegen 
gebracht werden; die Einschränkung des Hafenumschlags ist nicht 
möglich; Ausführungen zum Seehafen passen nicht zum RFH; Ziele 
der Raumordnung sind Gründe einer Nutzung dem Vorrang zu geben 
und dementsprechend eine andere Nutzung nicht zu entwickeln, Ziele 
der Raumordnung sind aber keine Gründe um Überschreitung der 
Orientierungswerte abzuwägen) 

S.40., 2. Absatz Kompletten Absatz löschen 
(im 1.Absatz auf S. 39 eingefügt) 

S.40., 4. Absatz, 
1.Satz 

Redaktionelle Änderung außerhalb des blau gekennzeichneten Textes 
… 41 dB(A) nachts …ändern in …42 dB(A) nachts … 
(wurde bereits bei der vorherigen Beteiligung angemerkt) 

Seite 4 von 5 



Umweltplanung / Umweltprüfung: 
 
Es wurden Änderungen im Umweltbericht vorgenommen (rot markiert). Insbesondere im 
Zuge der Ergänzung des Schallgutachtens (19.10.2016) waren beim Schutzgut Mensch 
umfangreichere Änderungen notwendig. Die in der Begründung mit Stand 22.09.2016 
korrigierten Rechtschreib- und Grammatikfehler wurden überwiegend übernommen und 
ebenfalls rot markiert.  
Wir bitten um Einarbeitung der Änderungen in die Planbegründung. 
Der Umweltbericht wird digital übergeben. 
 
Erläuternde Hinweise zu einigen Änderungen im Umweltbericht: 
 

S.42, Kapitel: 
„Umfang des 
Bedarfs an Grund 
und Boden“ 

Bitte rote Markierung bei „Abschnitt 5“ entfernen. Die Markierung 
diente nur der Aufmerksamkeit auf einen Abschnittsverweis. 

S. 63, Tabelle Die Tabelle wurde dem GOP entnommen! Es ist zu vermuten, dass 
zum Kartierzeitpunkt auch Flächen der Pressentinstraße  und am 
Kirchenplatz kartiert wurden. Um Missverständnisse zu vermeiden 
wird ein Hinweis in Klammern gegeben.  

S. 69, letzter 
Absatz 

Den letzten Absatz („Für die meisten der im Plangebiet […]. […] 
Nahrungsgebiet für die Fledermausarten nutzbar bleibt.) bitte 
einrücken. 

S. 81, Kapitel 
„Varianten der 
baulichen Nutzung“ 

Bitte ergänzten Satz „[…] und es wurde ein Spielplatz als 
„Puffernutzung“ eingeordnet.“ streichen. Die Einordnung des 
Spielplatzes erfolgte nicht aus Schallschutzgründen und kann daher 
hier nicht als Begründung herangezogen werden.  

S. 81, Kapitel 
„Anderweitige 
Planungsabsichten“ 

Bitte rote Markierung bei „Abschnitt 2.1“ entfernen. Die Markierung 
diente nur der Aufmerksamkeit auf einen Abschnittsverweis. 

 
 
 
Dr. Brigitte Preuß 
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Von:  Dürten Schölens 
An: Stadtplanung 
CC: Peter Wagner;  Wiersch, Hartmut;  bhf Beste 
Datum:  02.09.2015 13:39 
Betreff:  Wtrlt: Waldfeststellung der Forstbehörde im Rahmen des B-Planes  "Gehlsdorfer Nordufer" (Bezug B-Plan 
15.WA.178 Obere Warnowkante) 
Anlagen: Waldfläche_Gehlsdorf.pdf 
 
Sehr geehrte Herren, 
 
anbei erhalten Sie die SN der Landesforst zum Widerspruch gegen die Waldfeststellung mit Auswirkungen auf den 
Abwägungsvorschlag zur SN des Herrn Dr. Friedhelm Barck. 
Mit freundlichen Grüßen 
 
i. A. Dürten Schölens 
 
Hansestadt Rostock 
Der Oberbürgermeister 
 
Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft 
Abteilung Stadtentwicklung und Wirtschaft 
 
Sachgebiet Stadtentwicklungsplanung und Flächennutzungsplanung 
 
Holbeinplatz 14, Zi. 571 
18069 Rostock 
Tel.: 0381/ 381 6162    Fax: 0381/ 381 6901 
 
Email: duerten.schoelens@rostock.de 
>>> "Burkhard Kilian" <Burkhard.Kilian@lfoa-mv.de> 02.09.2015 10:54 >>> 
Bezug: Widerspruch gegen die Waldfeststellung Dr. Friedhelm Barck ./. Landesforst 
  
Sehr geehrte Frau Schölens, 
in Anlehnung an unser Telefonat teile ich Ihnen mit, dass entsprechend der Waldfeststellung durch die Landesforst vom 10. Oktober 
2012 für den B-Plan "Gehlsdorfer Nordufer" die Zufahrt zum Grundstück von Herrn Dr. Barck nicht Gegenstand dieser Feststellung 
war und somit auch kein Wald i.S. des Landeswaldgesetzes M-V ist.  
Planungsrechtlich ist in der Planzeichnung die festgestellte Waldfläche für den in Aufstellung befindlichen B-Plan "Obere 
Warnowkante" entsprechend zu ändern und anzupassen. 
Die Waldfeststellung ist eine Feststellung von Rechtstatsachen, eine Abwägung in diesem Rahmen erfolgt nicht. Das vorgebrachte 
Grundanliegen von Herrn Dr. Barck zu einem Waldabstand von 30 Meter ist natürlich nachvollziehbar. Die baulichen Anlagen auf den 
Grundstücken (auch auf dem Grundstück von Herrn Dr. Barck) entlang dieser Waldfläche liegen tlw. im Waldabstandsbereich und 
unterliegen somit auch dem Landeswaldgesetz von Mecklenburg-Vorpommern.  Ausnahmen zur Unterschreitung des gesetzlich 
festgelegten Waldabstandes von 30 Meter sind ausdrücklich in der Waldabstandsverordnung von M-V (WAbstVO M-Vvom 20. April 
2005 (GVOBl. M-V 2005, S. 166), die zuletzt durch Verordnung vom 16. Oktober 2014 (GVOBl. M-V S. 601) geändert 
worden ist) geregelt. Künftige bauliche Maßnahmen bzw. Veränderungen sind natürlich innerhalb dieser 
Gesetzesanwendung weiterhin möglich.Bei Rückfragen stehe ich Ihnen weiterhin zur Verfügung. 
  
 
Mit freundlichem Gruß 

 
Im Auftrag 
gez. Burkhard Kilian 
............................................ 
Landesforst Mecklenburg-Vorpommern 
-Anstalt des öffentlichen Rechts- 
Forstamt Billenhagen 
Billenhagen 3 
18182 Blankenhagen 
  
FON: 038224 / 4478-2 
FAX: 038224 / 4478-9 
Mail: burkhard.kilian@lfoa-mv.de 
WEB: http://www.billenhagen.wald-mv.de 
  Bitte denken Sie an die Umwelt, bevor Sie diese Mail ausdrucken. / Please consider the environment before printing this message 
  



 

 

 



 









Von:  Ralf Mulsow 
An: duerten.schoelens@rostock.de 
Datum:  19.05.2014 12:58 
Betreff:  B-Plan "Obere Warnowkante" 
 
Sehr geehrte Frau Schölens, 
  
die bodendenkmalpflegerischen Belange sind im Untersuchungsrahmen ausreichend berücksichtigt. Bodendenkmale sind zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt im B-Plangebiet nicht bekannt.  
  
  
Mit freundlichen Grüßen 
  
Ralf Mulsow 
  
  
Ralf Mulsow 
Stadtarchäologe 
Amt für Kultur, Denkmalpflege und Museen 
Bereich Denkmalpflege 
Strandstr. 97 (Mönchentor) 
18055 Rostock 
 
email: ralf.mulsow@rostock.de 
Tel.: 0381/44 03 79 60 
Mobil: 0170/63 61 254 



 

 

 

Nr. 40 
 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15.WA178 der Hansestadt 
Rostock Wohngebiet „Obere Warnowkante“ 
 
 
 
Träger öffentlicher Belange/Gemeinde: 
Stadtforstamt Rostock 
Postfach 54713 
18069 Rostock 
 
 
Stellungnahme vom: 20.05.2014 
 
Geh- und Radweg in Antragsunterlagen für die Waldumwandlung bereits berück-
sichtigt. Begründung wird um kurze Darlegung des Sachverhalts ergänzt. 



Von:  Angelika Stoll 
An: Schölens, Dürten 
CC: Harmuth, Jörg 
Datum:  09.09.2015 11:22 
Betreff:  Stellungnahme B-Plan Warnowkante 
 
Sehr geehrte Frau Schölens, 
  
im Entwurf für die Satzung zum B-Plangebiet "Obere Warnowkante" sind Kompensationsflächen in den Gemarkungen Bentwisch 
sowie Rostocker Heide festgeschrieben. 
Bitte beachten Sie, dass die Erstaufforstungsgenehmigung für die Flächen in der Gemarkung Bentwisch am 30.04.2016 endet. Das 
heißt, die Aufforstung ist bis zu diesem Zeitpunkt zu realisieren. Eine Verlängerung der Frist halten wir für unwahrscheinlich, weil die 
Genehmigung bereits am 20.09.2010 erteilt worden ist. Eine Fristverlängerung wäre beim Landesforstamt Billenhagen zu 
beantragen. 
Sollte die Fläche jedoch noch länger brachliegen, wird sie de facto über Sukzession wieder zu Wald. Daher würden wir Ihnen 
dringend raten, die Fläche noch in diesem Herbst mulchen zu lassen, um im Frühjahr die Aufforstung durchführen zu lassen. Bei der 
Ausschreibung können wir Sie gern beraten. Technik o. ä. können wir leider nicht zur Verfügung stellen. 
  
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
  
  
  
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
Angelika Stoll 
Stadtforstamt Rostock 
Wiethagen 9b 
18182 Rostock 
Tel: 038202/ 40415 
Fax: 038202/ 40422 



 

 

 

Nr. 42 
 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15.WA178 der Hansestadt 
Rostock Wohngebiet „Obere Warnowkante“ 
 
 
 
Träger öffentlicher Belange/Gemeinde: 
Wasser und Bodenverband Untere Warnow-Küste  
Alt Bartelsdorfer Str. 18A 
18146 Rostock 
 
 
Stellungnahme vom: 22.04.2014 
 

Anregungen und Bedenken wurden nicht vorgetragen. 



 

BUND-Gruppe Rostock im BUND-Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Anerkannter Naturschutzverband nach § 59 Bundesnaturschutzgesetz und § 3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz 

(UmwRG) 
Spendenkonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 37 003 3370 

Kennwort: BUND Rostock  

 
BUND-Gruppe Rostock, Waldemarstr. 20a, 18057 Rostock 

 
 
Bendfeldt - Herrmann - Franke 
Landschaftsarchitekten GmbH 
Platz der Jugend 14 
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Rostock, 28.04.2015 
 
Betreff: Stellungnahme zum Grünordnungsplan zum Bebauungsplan für das      
       Plangebiet Nr. 15.WA.178 "Obere Warnowkante" 
 
Sehr geehrte Frau Blome, 
 
der BUND Rostock gibt im Auftrag des BUND M-V folgende Stellungnahme ab: 
 
Der BUND bedankt sich für die Beteiligung am Verfahren. Rostock sieht sich derzeit einer 
starken Nachfrage nach Wohnraum gegenüber. Der BUND gibt einer innerstädtischen 
Lückenbebauung gegenüber einer Bebauung am bisher unbebauten Stadtrand dabei 
deutlich den Vorzug. Umringt von einer strukturarmen und übernutzten Agrarlandschaft 
gewinnt der bebaute Siedlungsraum mit vielfältigen Biotopstrukturen an 
naturschutzfachlicher Bedeutung für die biologische Vielfalt. Der BUND Rostock setzt sich 
für den Erhalt und die Schaffung wertvoller Lebensräume für heimische Tiere und 
Pflanzen ein. 
 
Im Plangebiet Nr. 15WA.178 "Obere Warnowkante" sollen Waldflächen, Vorwaldflächen, 
Ruderalflächen, Gehölze, Kleingartenanlagen mit Gehölzen und Bäumen sowie 
Einzelbäume zugunsten einer Wohnbebauung, Verkehrsflächen und Grünflächen 
weichen. Der Anteil versiegelter Fläche des 9,9 ha großen Gebietes soll sich von 11% auf 
29% erhöhen. 
 
Umwelt- und naturschutzfachliche Anforderungen des BUND: 
 
Boden- und Grundwasserschutz 
 
Das Plangebiet zeichnet sich durch eine hohe Empfindlichkeit des Grundwassers 
gegenüber Schadstoffeinträgen aus (BHF 2015). Chemische Düngemittel und der Einsatz 
von Pestiziden sollten daher auf sämtlichen städtischen und privaten Grünflächen 
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BUND-Gruppe Rostock  
des BUND-Landesverbandes 
Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
 
Waldemarstr. 20a 
18057 Rostock 
Tel.: 0176 21311985 
Vorsitzende: Markus Brost & 
Susanne Schuacher 
 
Absender dieses Schreibens: 
Susanne Schumacher 
 
 
 
 
 
 



verboten sein. Der Einsatz von Streusalz auf städtischen und privaten Verkehrsflächen 
sollte ebenfalls untersagt sein. 
 
Klimaschutz 
 
Dachbegrünung / Fassadenbegrünung: Mit der Versiegelung von Flächen gehen wichtige 
klimatische Funktionen des Bodens verloren. Mit einer grünordnerischen Festsetzung von 
Dachbegrünungen auf Dächern mit einer Neigung von 5-15% sowie einer Begrünung von 
Fassaden können verlorene Funktionen wie die des Temperaturausgleichs, der 
Schadstofffiltration und der Speicherung von Niederschlägen kompensiert werden. Dach- 
und Fassadengrün dient zudem der Energieeinsparung. Im Winter können 10% der 
Wärmeverluste und im Sommer eine Überhitzung des Dachraums vermieden werden. 
Gründächer verlängern außerdem die Lebensdauer von Dachabdichtungen und lassen 
sich mit Photovoltaik und Solarthermie gut kombinieren. 
 
Straßenbeleuchtung: Die Anlockwirkung auf Insekten ist von Natriumdampf-
Hochdruckleuchten zwar 6-10mal geringer als von Metallhalogendampf-
Hochdruckleuchten, doch am geringsten ist sie von LED mit warm-weißem Licht (Studie 
des Tiroler Landesumweltanwaltschaft und der Tiroler Landesmuseen 
Betriebsgesellschaft, 2010, Link). LED sind zudem energieeffizienter als moderne 
Natriumdampf-Hochdruckleuchten, reduzieren die Lichtverschmutzung und verursachen 
ab einer Laufzeit von 10 Jahren geringere Lebenshaltungskosten. Der BUND würde daher 
die Installation moderner LED als Straßenbeleuchtung begrüßen. Mit dem Lotse 
Energieeffiziente Straßenbeleuchtung bietet die Deutsche Energieagentur Kommunen bei 
der Modernisierung und Neuanschaffung ihrer Außenbeleuchtung ein Online-Tool für die 
Ist-Analyse, Planung und Finanzierung, Ausschreibung und Vergabe sowie Wartung.  
 
Biotop- und Artenschutz 
 
Dem Ausschluss der artenschutzrechtlichen Betroffenheit bei den Fledermäusen stimmen 
wir nicht zu. Durch das Bauvorhaben und die damit verbundene Rodung eines Teils des 
südlichen Waldbestandes und einiger Gehölze gehen Jagdgebiete verloren. Auch die in 
Folge von vorhergehenden Gebäudesanierungsmaßnahmen oder dem Abriss der Ruinen 
der ehemaligen PGH erloschenen Fledermausquartiere stellen eine Beeinträchtigung dar. 
Durch die Schaffung neuer Gehölze mit heimischen Arten und von Grünflächen mit der 
Aussaat fledermausfreundlichem Saatgutes können die verloren gegangenen Funktionen 
kompensiert werden. Die Flächen sollten lediglich 2-mal pro Jahr gemäht und das 
Schnittgut nach 3-5 Tagen entfernt werden. Darüber hinaus sollten an neuen Gebäuden 
und Bäumen künstliche Quartiere geschaffen werden. Die Regelungen zu den Bauzeiten 
bzw. Baumfällungen sowie die Schaffung der Brutstätten für Gehölzhöhlenbrüter begrüßen 
wir, ebenso die geforderte Nachuntersuchung vorhandener Quartiere und Brutstätten 
unmittelbar vor der Umsetzung des B-Plans. Die Festsetzung der übrig bleibenden 
Waldfläche im B-Plan begrüßen wir ebenfalls. 
Neue Grünflächen nördlich der Planstraße B, östlich der Planstraße A sowie innerhalb der 
Planstraße D sollten anstatt mit Landschaftsrasen mit einer standortgerechten 
Wildblumenmischung begrünt und einer 2-maligen Mahd pro Jahr gepflegt werden. Das 
Schnittgut sollte nach 3-5 Tagen entfernt werden. Das schafft ökologisch wertvolle und 
ästhetisch attraktive Grünflächen. Bezugsquellen für heimisches Saatgut von 
Wildblumenwiesen und -säumen finden Sie unter www.naturgarten.org.  
Zusätzlich zur Anpflanzung der 40 Einzelbäume sollten im UG vorhandene Neophyten 
entfernt werden: 
Roteiche: Die besonders schlecht abbaubare Laubstreu der Rot-Eiche verändert die 
Standortbedingungen. Es entstehen Mull- bis Rohhumusauflagen, die Keimung und 

http://www.hellenot.org/fileadmin/user_upload/PDF/WeiterInfos/10_AnlockwirkungInsektenFeldstudie_TLMFundLUA.pdf
http://www.lotse-strassenbeleuchtung.de/
http://www.naturgarten.org/beispiele/oeffentliches-gruen/landkarte-des-lebens.html


Wachstum von Pflanzen der Krautschicht behindern. Da die Rot-Eiche von weniger 
Tierarten angenommen wird als einheimische Eichenarten baut sie artenärmere 
Biozönosen auf. Auf Waldgrenzstandorten kann sie die Sukzession beschleunigen und so 
Arten offener Lebensräume verdrängen (BfN, Link). 
Robinie: Als Schmetterlingsblütler kann die Robinie mit ihren Wurzelknöllchenbakterien 
Luftstickstoff binden. Dieser Stickstoff hilft ihr nicht nur, stickstoffarme Standorte zu 
besiedeln, er wird durch Laub und Wurzeln auch an die Umgebung weitergegeben, so 
dass die Robinie ursprünglich nährstoffarme Standorte nachhaltig verändert. Negative 
Auswirkungen entstehen vor allem durch das Eindringen der Robinie in Offenlandbiotope, 
wo sie die Sukzession beschleunigt und die Standorte mit Nährstoffen anreichert. Dadurch 
werden Arten der Magerstandorte zügig verdrängt (BfN, Link). 
 
Grünordnerische Festsetzungen für die privaten Flächen sollten die Anpflanzung 
heimischer Hecken anstatt ökologisch nutzloser Hecken aus Thuja, Kirschlorbeer u.a. 
sowie die Vermeidung der Anpflanzung neophytischer Stauden aus Goldrute, 
Kanadischem und Einjährigem Berufkraut u.a. sein. 
 
Für die Berücksichtigung unserer Anregungen bedanken wir uns im Voraus. Wir bitten um 
Beteiligung an dem Verfahren durch das zuständige Bauamt auf Grundlage von § 63 Abs. 
2 Nr. 2 BNatSchG. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Susanne Schumacher 
 
Tel.: 0176 21311985 
E-Mail: susanne.schumacher@bund.net 
 
BUND (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland) Regionalgeschäftsstelle Rostock 
e.V. 
Waldemarstr. 20a 
18057 Rostock 
 
Tel.: 0176 21311985 
E-Mail: info@bund-rostock.de 
Internet: www.bund-rostock.de 
 
 
Quelle: 
 
Tiroler Landesumweltanwaltschaft und Tiroler Landesmuseen Betriebsgesellschaft mbH: 
"Anlockwirkung moderner Leuchtmittel auf nachtaktive Insekten", Innsbruck, 2010 
 
 

http://www.neobiota.de/
http://www.neobiota.de/
mailto:susanne.schumacher@bund.net
mailto:info@bund-rostock.de
www.bund-rostock.de






























 

  

Nr. 48-3 
 
Bebauungsplan Nr. 15.WA178 der Hansestadt Rostock  
Wohngebiet „Obere Warnowkante“ 
 
 
 
Träger öffentlicher Belange/Gemeinde: 
Stadtwerke Rostock AG 
Postfach 151033 
18063 Rostock 
 
 
Stellungnahme vom: 26.11.2014 

 
 

 
 
Es werden weder Anregungen noch Hinweise gegeben. 
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- gesetzlich anerkannter Naturschutzverband -

Landesanglerverband M-Ve.V. ' Siedlung 18a

BHF La
Platz der Jugend 14
19053 Schwerin

lhre Zeichen lhre Nachricht vom Unsere Zeichen Datum

13.04.2015Fr

Entwurf Grünordnungsplan zum Bebauungsplan für das Plangebiet Nr. 15.W4.178
"Obere Wamowkante"

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen der von uns wahrzunehmenden Belange (Schutzgüter Wasser, Boden im
aquatischen Bereich, Fauna und Flora im aquatischen Bereich) bestehen keine Einwände
gegen den o.a.Entwurf des Grünordnungsplanes. Soweit aus den vorliegenden Unterlagen
erkennbar, sind keine zusätzlichen direkten Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes,
insbesondere hinsichtlich der von uns zu bewertenden Schutzgüter zu enrarten. Das
Plangebiet ist bereits von bebauten Flächen umgeben. Vorhabenbedingte erhebliche
Beeinträchtigungen umgebender aquatischer Bereiche der Untenruarnow sind nicht gegeben.
Die Bestandssituation des Schutzgutes Wasser wird nicht verändert. Es werden
übenrviegend Biotope des Siedlungsraumes verändert. Für Eingriffe in Natur und Umwelt ist
ein Ausgleich vorgesehen. Gegen die Darstellungen im grtinordnerischen Konzept ergeben
sich unsererseits keine Einwände oder Bedenken.

Mit freundlichen Grüßen

L

)

t A 
pr.-

Horst Friedrich
Dipl.-lng.

Landesanglerverband M-V e.V.

Siedlung 'l8a . 19065 Görslow
Tel.: (0 3860) 56030 . Fax: 560329
E-Mail: lav-mv@t-onl¡ne.de

Bankverbindung:
Sparkasse Mecklenburg Schwerin
IBAN: DE79 1405 2000 0370 0163 00
BIC: NOLADE21LWL

Präsident:
Prof. Dr. Karl-Heinz Brillowski
Geschäftsführer:
Axel Pipping

Rechtsform:
VR-Nr. 115
Amtsgericht Schwerin
St.-Nr.: 090/141/01 1 76
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	SN 67 vom 18.02.2015.pdf
	Zu dem mit Ihrer Mail vom 28.01.2015 zugesandten B-Plan geben folgende Stellungnahme ab:
	Planzeichnung
	Spielplatz
	Über den Spielplatz verläuft eine vorhandene und vorzuhaltende Schmutzwassertrasse mit Düker über die Warnow zum Klärwerk Bramow. Bei Beibehaltung der Vorhaltetrasse an dieser Stelle kann die Fläche nicht als Spielplatz genutzt werden und muss an ande...
	Anmerkung: lt. Info vom 03.02.2015 ist Verlagerung Spielplatz im zentralen Bereich des Wohngebiets geplant! Hierzu wurde seitens unseres Amtes ein Vorschlag unterbreitet (sh. Anlage).
	Begründung z.T.aktualisieren, da Standortveränderung S.25
	Zweckbestimmung der öffentlichen Grünfläche am Wald und des öffentlichen Grüns um den Spielplatz Vorschlag Spielplatz Schutz- und Abstandsgrün, Am Wald: noch zu bestimmen,
	Das Ö am Spielplatz außerhalb der Perlenschnur setzen und nur das Eimerchen in die Perlenschnurfläche
	Lärmschutzwand 4m Höhe am Yachtclub
	Auf die Lärmschutzwand sollte möglichst verzichtet werden. Wenn die Errichtung der Wand unvermeidbar ist, sollte sie zum Schutz der Eichenreihe zurückgesetzt werden oder zu mindestens innerhalb des 2,50m breiten Streifens auf die Innenkante gesetzt we...
	Anmerkung: lt. Info vom 03.02.2015 wird auf die Lärmschutzwand verzichtet!
	Textliche Festsetzungen
	Artenschutz (Festsetzung 3.9) Die Abnahme der artenschutzrechtlichen Auseinandersetzungen erfolgte mit Prüfprotokoll vom 28.01.2015. Entsprechend der im Prüfprotokoll unter Punkt 6 aufgeführten Hinweise, sind Korrekturen in der Festsetzung des B- Plan...
	2 Stück Schwegler- Nisthöhlen 2GR (statt 1B) …. für Meisen …
	2 Stück Schwegler- Nisthöhlen 3 SV ( statt 3S)… für Stare…
	2 Stück Spechthöhlen 1 SH oder gleichwertig (statt handelsübliche Holznistkästen d innen= 14cm)
	Diese Nisthöhlen sind aufgrund des Katzen- und Marderschutzes, die Spechthöhlen aufgrund der längeren Haltbarkeit (Holzbeton) zu verwenden.
	Die Kästen sind in einer Höhe von mindestens 3,5m (statt 2,5m) anzubringen.
	Maßnahmen zu Bauzeitenregelungen gem. Prüfprotokoll sind als Festsetzungen im B- Plan zu übernehmen.
	Für die Straßenbeleuchtung sind zum Schutz von Insekten Natriumdampflampen einzusetzen und im Text Teil B festzusetzen. Weißes Licht  wie z.B. bei LED Lampen beeinflussen die Aktionsräume für Fledermäuse (sh. Pkt. 6 Prüfprotokoll).
	Die Bezeichnung der Artenschutzmaßnahme M 1 ist dem Titel zuzuordnen und nicht dem letzten  Satz (Abstimmung mit der Forstbehörde).
	Die Änderungen sind auch in der Begründung zum B-Plan, in den grünordnerischen Maßnahmen des GOP und im Erläuterungsbericht des GOP vorzunehmen.
	P1 (Festsetzung 3.11) Die Anzahl der Bäume, die innerhalb der öffentlichen Grünfläche, Zweckbestimmung Spielplatz gepflanzt werden sollen, sollte vorgegeben werden, da wegen einer gewünschten Beschattung auch mehr Bäume, als 1 Baum je 300m² sinnvoll ...
	Pflanzliste 1 (Festsetzung 3.12) Die Liste ist um die Baumart Holzapfel (Malus sylvestris) gem. GOP Stand Januar 2015 zu ergänzen.
	Entwicklungspflege (Festsetzung 3.10.4) Die auf die grünordnerischen Maßnahmen bezugnehmende Numerierung (Nr.1 und 2) läuft ins Leere. Sie muss sich auf die textlichen Festsetzungen des B- Plans zur Grünordnung beziehen.
	Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs des B-Plans
	(Festsetzung 3.13) Externe Maßnahmen können nicht festgesetzt werden, da Festsetzungen nur innerhalb des Plangebiets getroffen werden können. Die Maßnahme E 1 sowie die noch festzulegende externe Maßnahme für das Defizit 16.957m ²KFAE sind unter dem T...
	Sie werden in der Zuordnungsfestsetzung den Eingriffsflächen zugeordnet und erhalten dadurch ihre Verbindlichkeit. Hinweis D und O zusammenlegen
	Das bestehende Defizit ist durch die im Anhang im Plan gekennzeichnete Maßnahme zu kompensieren. Hier sind  am Dierkower Hang auf der mit blauer Umrandung gekennzeichneten Fläche bzw. Teilfläche (Flächengröße im Ergebnis der Bilanzierung) standortfrem...
	Die Fläche befindet sich in der Gemarkung Flurbezirk VI, Flur 1, Flurstück 892/27.
	Die Entwicklungspflege ist gem. Kostenerstattungssatzung der HRO für einen Zeitraum von 20 Jahren zu berücksichtigen.Ergänzende Beschreibung der Maßnahme, Festlegung der Flächengröße im Ergebnis der Bilanzierung, Kostenschätzung, Präzisierung Lageplan
	Begründung ergänzen S.84
	Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen
	Die Zuordnung der Maßnahmen ist getrennt nach baubedingten und erschließungsbedingten Eingriff zu erstellen. Die Zuordnung sollte sinnvoll für die Umsetzbarkeit sein.
	So sind die erschließungsbedingten Eingriffe (Verkehrsflächen, öffentliche Grünfläche, Entsorgungsanlagen) als Eingriffsfläche zusammenzufassen und gesammelt die Ausgleichsflächen zuzuordnen. Aufgrund des Zusammenhangs in der Umsetzung sollten die Bau...
	Bei den Ersatzaufforstungsflächen ist die reale Fläche und nicht das Kompensationsflächenäquivalent zu benennen zzgl. eines Verteilungsmaßstabs pro reale Fläche.
	auch in der Begründung zum B-Plan korrigieren
	B-Plan Begründung
	Bilanzierung
	In den Waldflächen sind Kompensationsmaßnahmen festgesetzt, die dem Nordufer Gehlsdorf zugeordnet sind. Da für die Flächen der neue B- Plan gilt, ist Kompensation nicht geregelt. Sie sind in den B-Plan zu übernehmen.
	Die Ergebnisse der Bilanz sind entsprechend dem Grünordnungsplan Stand Januar 2015 zu aktualisieren. Danach entfällt der flächige Ausgleich im Plangebiet mit einem  KFAE 1504m², da die Bewertung der anzurechnenden Bäume nach Baumschutzsatzung der HRO ...
	Artenschutz
	Umweltbericht
	Für die Fledermäuse und Brutvögel erfolgten 2014 die Kartierung der Waldflächen sowie ergänzende Kartierungen im Plangebiet (April bis Juli 2014 Brutvögel, Juni bis August 2014, Fledermäuse, November 2014 Höhlungen). Die aktuellen Ergebnisse finden si...
	Ebenso sind die Ergebnisse der Bilanzierung (S.62) entsprechend dem Grünordnungsplan Stand  Januar 2015 sowohl bezüglich der Flächengrößen als auch der Maßnahmen zu korrigieren.
	Für die Straßenbeleuchtung sollten zum Schutz der Fledermäuse Natriumdampflampen zum Einsatz kommen und entsprechende Korrekturen vorgenommen werden (sh.textl. Festsetzung Artenschutz). S.48 und 59 Begründung anpassen
	Umsetzung der Maßnahmen/ finanzielle Auswirkungen
	Bis zur Auslegung des B- Planes sind hierüber entsprechende Aussagen zu treffen. Die Kostenschätzung  (Beachte! Korrekturen zum Stand Januar 2015 erforderlich) gem. Grünordnungsplan ist als Bestandteil der Begründung zum  B- Plan  aufzunehmen.
	S.81Begründung – Kosten für Grün- und Grünausgleich fehlen komplett
	Dr. Ing. Stefan Neubauer
	Anlagen
	Prüfprotokoll
	Plan externe Ausgleichsmaßnahme
	Plan öffentliche Grünfläche mit Spielplatz
	Sonstige Anmerkungen
	alten Verlauf Planstr. A im Übergangsbereich zur Pressentinstr. beibehalten , Flächenankauf ist gering und private Fläche ist ohnehin schon durch Leitungstrasse vorbelastet
	Wenn nicht, dann Restfläche nicht als öffentliche Grünfläche ausweisen
	Nachrichtliche Übernahmen
	sollte entfallen, da Naturschutzausführungsgestz und Baumschutzsatzung auch so gelten Verweis gem. Hinweis B, dass für Baumfällungen ein Baumfällantrag zu stellen ist, reicht aus.
	Planzeichnerische Darstellung Bäume
	Unterscheidung zwischen Bäumen nach Baumschutzsatzung und § 18LNatSch M-V nicht beibehalten, Zuordnung wird sich mit Wachstum der Bäume ändern
	Begründung B- Plan
	S.79 Anpassung Flächenbilanz, durch zentralen Spielplatz Erhöhung Anteil öffentl. Grünflächen
	S. 26 Baumnaturdenkmale kommen im Gebiet nicht vor, ist zu streichen, dafür Beachtung § 18 NatSchAG M-V (geschützte Bäume nach Landesrecht )
	S. 27 Die Qualität der Ersatzpflanzungen richtet sich nicht nur nach der Baumschutzsatzung der HRO sondern auch nach dem Baumschutzkompensationserlass (Satz ergänzen)
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